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publik das zm Stei en 53 2er behten Abrüſtungsſabotage in Genf Graf Bernſtorff ſchlägt auf den Tiſch Geßlers Rede zur Abrüſtung Graf Schulenburg für die Farben
v der Republik Vier Todesurteile im Fememord Deutſchnationale Entrüſtung Herrn Köhlers Finanzpolitik Die geſtrichene Kinder

daß

insbeon ſpeiſung Das deutſche franzöſiſche Handelsproviſorium Das Weinkontingent Der albaniſche Konflikt neu belebt Der Sieg des
5 rogra
erechtigte

mint den Sonderliche Erwartungen hat man wohl nirgends auf
wanket, q die vorbereitende Konferenz für die Abrüſtung geſetzt, aber

ganz ſo dürftig hätte das Ergebnis nicht auszufalllen brau
ſoßiales chen. Wir ſind zwar noch nicht am Abſchluß angelangt,
ölkswirtſ aber das Bild, das ſich uns darbietet, iſt ſchon jetzt uner
ütwicklung freulich genug und genügt völlig, um alle Hoffnungen zu
r Siedlug zerſtören. Jm Grunde genommen will, vielleicht von ein
Durchfühn gelnen Kleinſtagten abgeſehhen, denen die Laſten unerträg

lich werden, niemand die Abrüſtung. Wohl ſetzt
ſich Englands Vertreter, Lord Robert Cecil, ſehr tap

ragt aber fer für ein umfaſſendes Abkommen ein, aber man wird
tung in doch den Verdacht dabei nicht los, daß ſich der kluge Brite
e Kommiſ nur auf die Landheere beſchränkt und ſelbſtverſtändlich auch
ogramm q noch die Luftſtreitkräfte einbezieht, in denen ſich England
egirksvorſ Frankreich unterlegen fühlt, daß aber der gute Wille ſo
breitet Fort endet, ſobald die Erörterung ſich in Bahnen bewegen
emokraten würde, die eine Schwächung der britiſchen Seegewalt be
nachſtehen deuten könnte. Frankreich unter ſtillſchweigender Billi

gung Jtaliens kämpft für Theſen, deren Durchführung nur
z ein eigenes Uebergewicht ſicherſtellen ſoll. Vor allem

d will es nicht dulden, daß ſich die Truppenverminderung
d auch auf die Reſerven bezieht, ſo daß es von der Einfüh

iſt Sache

i praktiſch auf die franzöſiſche Seite geſtellt und ironiſterend
von dem Artikel 8 des Verſailler Friedensvertrages ge
ſprochen, der die Abrüſtung vorſieht. Dieſer Hohn hat

Deutſchland endlich bewogen, einmal ſeiner Meinung den
nötigen Schwung zu geben. Der Graf Bernſtorff ſchlug
erregt auf den Tiſch und erklärte mit gehobener Stimme,

ine Hall daß wir an dieſen Beſtimmungen des Friedensvertrages
a ſfeſthielten und nicht gewillt ſeien, irgendeinem Scheinab

kommen unſere Zuſtimmung zu geben. Es war ein erlö
ne ſendes Work. Wir können weder die Franzoſen, noch

n Jtaliener, Engländer und Belgier noch all die öſtlichen
m n Nationen daran hindern, vor ihren eigenen Völkern die

n Genfer Komödie zu Ende zu ſpielen, aber man ſoll dann
nicht won uns verlangen, daß wir mit verantwortlich
zeichnem.

Gin ſeltſamer Fall fügte es, daß zur ſelben Stunde,
eltung da Graf Bernſtorff in Genf ſich den Spott verbat, das glei

e Thema im deutſchen Reichstage erörtert wurde. Nicht
tiſche die Einzelheiten waren wichtig, das pflegt bei Etatsbera
ahten kungen nie der Fall zu ſein, wohl aber gab es eine Art
des W Richtlinie, die plötzlich allen ſichtbhar wurde. Von der Lin
d erwat ken ſcharf angegriffen, hat Miniſter Dr. Geßler einmal
ent förd ſeine eigene Auffaſſung zu der politiſchen Frage der Auf
ſtände und Abrüſtung dargetan. Auch er formulierte, ähnlich
des W wie der deutſche Vertreter in Genf, unſeren Standpunkt

itgliedel dahin, daß entweder alle in gleichem Maße abrüſten müß
he und ken, oder daß es Deutſchland geſtattet ſein ſolle, ebenfalls
tlichen 9 für ſeine Verteidigung zu ſorgen. Weniger aus den Wor-
erall e ten ſelbſt, als aus dem Klang der Geßlerſſchen Worte,
ngefäh ging deutlich genug hervor, daß er zu der Exfüllung des
ten hin Friedensvertrages, es handelt ſich nicht nur um den Ar

tikel 8, ſondern auch um die Präambel zum Teil, 5, der
unſere Abrüſtung beſtimmt nicht das mindeſte Ver

krauen hat. Er glaubt nicht an ſte und hat auch nie an
M ſie geglaubt und deshalb von vornherein die Reichswehr

hat als den Kern einer künftigen größeren Armee, alſo als
t eine Art Lehrbattaillon aufgefaßt. Daraus erklären ſich

zwangslos manche Erſcheinungen innerhalb der Armee,
die ſonſt un verſtändlich blieben. Bemerkenswert war
übrigens in der Ausſprache die Stellungnahme des Gra
fen von der Schulenburg, des früheren Generalſtabchefs
der Armee deutſcher Kronprinz, der ſeiner ganzen Einſtel
lüng nach zum völkiſchen oder mindeſtens konſervativen
Flügel der Deutſchnationalen rechnet. Das monarchiſche
Anterſfutter wurde gewiß deutlich genug ſichtbar, aber es
iſt immerhin ein Fortſchritt, daß dieſer General, der in
den entſcheidenden Novembertagen den Kaiſer noch den
Kampf gegen die Revolution anriet, heute von der Armee
werlangt, daß ſie ſich unpolitiſch lediglich in den Dienſt
des Staates ſtellt, ohne nach ſeiner Form zu fragen und
daß ſie die Symbole der Republik achte. Es ſcheint doch,
nd Graf von der Schulenburg ſcheint nicht der einzige zu

es endlich gelungen, einmal Kla

ſſein, der zugelernt hat, daß die Republik heute ſelbſt ihrem
ſchärſſten Gegner als ehernes Bollwerk erſcheint.

Jm Zuſammenhang mit der Reichswehr richtet ſich
der Blick unwillkürbich auf die Fememorde. Jm Reichs
tag ſind ſie auch flüchtig berührt worden und Geßler hat
die tobenden Kommuniſten etwas ſehr unſanft damit ab
geéfertigt, daß er ihnen einen Fememordukas ihres Freun-
des Remele vorlas. Politiſch braucht man das Problem
heute nicht mehr zu erörtern. Für das Parlament er
wächſt nur die Pflicht, daſür zu ſorgen, daß niemand in
der Armee der deutſchen Republik bleibt, der an jenen
UAntaten beteiligt war. Namen zu nennen, unterläßt man
daſbeſt. Möglich ſchon, daß einmal die Gerichte ſelbſt ſie
gausſprechen. Andeutungen finden ſich ja in dem Arteil
des Berliner Schwurgerichts im Fall Wilms. Darüber hin
aus aber gehört doch dieſes ganze Landknechtstum einer
Epiſode deutſcher Geſchichte an, die glücklicherweiſe vor
über iſt. Kilhne Seelen haben vom Stahlbad des Krieges
geſprochen, in der Anſicht, daß es ſittliche Läuterung dar
ſtellle. Man wird auf Grund der Erfahrungen genau der
entgegengeſetzten Anſicht ſein. Auf dem Schlachtfelde mö

gen Kameradſchaſt. und Tapferkeit Beſonderes erblühen,
aber es wächſt doch auch ſehr wiel mit hervor was in normolen Zeiten im u Gegen bleibt vor al
lem gewiſſe Raubti

terbe wußtſein
inſtinkten

eſit zu ſchaffen und alle
Verſüche, die Wahrheit zu verſchletern, mißlangen weil
der Vorſitzende den Willen zum Recht hatte. Jn politiſchen
Prozeſſen iſt das ſelten und deshalb rühmend hervorzuhe
ben. Jn dem Gießener Prozeß z. B., der noch ſchwebt,
laſſen die Zeitungsberichte jedenfalls nicht die gleiche Ent
ſchiedenſheit des Verhandlungsleiters erkennen. Vier To
desurteile wurden verhängt. Auch den Oberſtleutnant
Schulz hat die Juſtiz endlich erreicht, nachdem ihn freund
liche Richter oder Geſchworene bisher immer noch bewahrt
hatten und ſiehe da, dieſelben deutſchnationalen Blätter,
die in ſittlicher Entrüſtung ſich überboten, wenn von links
her ein Arteil geſcholten wurde, beſchimpfen jetzt in un
flätiigſter Weiſe deutſche Gerichtsbarkheit. Wie's trefft,
Doppelte Moral.

Jnnere Politik iſt heute im weſentlichen eine Finanz
frage. Wer die Kaſſen füllt, iſt Herr der Lage. Leider
offenbar auch, wer ſie auslbeert. Herr Dr. Köhler hat im

Verein mit den Regierungsparteien eine Finanzpolititk be
trieben, die vermutlich in kurzem an ſich ſelbſt gerbrechen
wird. Schärfſte Angriffe gegen ſeinen Vorgänger Dr.
Reinhold ſollen nicht gerade zum Muſter genommen wer
den, aber ſie werden auch nicht daran hindern, ſeine eigene
Etatspolitit ſehr genau nachzuprüfen. Man hat dem Par
tikularismus, dieſem Erzübel deutſcher Geſchichte, die größ
ten Zugeſtändniſſe gemacht ohne Rückſicht darauf, ob das
dem Deutſchen Reich zu Nutz und Frommen dienſt. Eine
Ueberraſchung war es nicht, denn der frühere badiſche
Stagtspräſident galt in dieſer Hinſicht als abgeſtempelt
und ſchließlich müßte man auch der bayeriſchen Volkspartei
ihre Annäherung aus der Reichskaſſe bezahlen. Annä-

hernd 400 Millionen werden ſo dem Reiche entzogen, und
da man auch etwas Sozialpolitik treiben muß, um den
chriſtlichen Gewerkſchaften das Bleiben in der Koalition
zu ermögllichen, ſo ſtiegen die Mehrausgaben auf gut Drei
wiertel Mälliarden. Dafür ſtrich man einige kleinere ſo
gialle Forderungen, wie die fünf Millionen für Kinder
ſpeiſung. Bequem genug Und ungefährlich, da Kinder be
kanntlich kein Wahlrecht haben. Jm übrigen aber erſchöpf
te man alle Reſerven, die man aus der Vergangenheit

her noch beſaß, tat alſo genau das, was män Dr. Reinhold
zum Vorwurf gemacht hatte und ſtellte dann die Einnah
men im vorgus mit einem höheren Betrage ein. Papier
iſt geduldig. Den Ländern wird ihr Einkommen garan
tiert. Wer garantiert es dem Reich? Herr Dr. Köhler?
Er dürfte kaum noch im Amte weilen, wenn der nächſte
Etat das Parlament beſchäftigt.

Wie die Finanzfragen die innere, ſo beſchäftigen die
Handelsvertragsfragen die äußere deutſche Politik Mit

Polen ſind wir trotz der Ausſprache Streſemann- Zalewski
in Genf noch nicht weiter gekommen. Die eigentlichen Zoll
fragen ſind noch garnicht wieder angegriffen worden, da
immer noch das Niederlaſſungsrecht umſtritten iſt. Da

n Berliner Prozeß iſt.
vh

Nationalismus in China Schwenkung der Mächte Das Rätſel bleibt.
gegen ſcheinen ſich die Beſprechungen in Paris allmählich
ſoweit entwickelt zu haben, daß wenigſtens mit dem Ab
ſchluß des Proviſoriums bis zum 30. Juni gerechnet wer
den kann. Zugeſtändniſſe mußten auf beiden Seiten be
willigt werden, auf deutſcher, die Einfuhr eines größeren
Weinkontingentes, zu denſelben Zollſätzen, die Jtalien und
Spanien gewährt worden ſind. Das Kabinett nimmt
daran keinen Anſtoß, was durchaus zu billigen iſt, aber
es ſteht doch in einem ſeltſamen Widerſpruch, daß auch die
deutſchnationalen Miniſter nichts dabei fünden, die das vor
kurzem als untragbar bezeichnet haben. Es wächſt der
Menſch mit ſeinen größeren Zwecken. Kommt aber die
ſes Vorabkommen zuſtande, ſo beſteht auch die Hoffnung,
daß wir nach Annahme des franzöſiſchen Zolltarifs uns
auch über einen endgültigen Handelsvertrag verſtändi
gen, der eine der wichtigſten Vorausſetzungen für die po
litiſche Annäherung iſt.

Der albaniſche Konflikt ſchien auf Eis gelegt zu wer
den. And Zeit gewonnen, heißt hier häufig, alles gewon
nen. Jtalien hat in einem Memorandum 23 Beſchwer
den gegen Jugoſlavien erhoben aber ſehr überzeugend
waren ſie nicht belegt. Die Großmächte haben dann auch

in Rom zu verſtehen gegeben, daß ſie damit nicht viel an
ufangen wüßzten. So rat man einen gewiſſe
an. Vom Völkerbund ſprach niemand m
ihn nicht auf eine Probe ſtellen, die er doch
kann. Für Ernſtfälle reichte er nicht aus.
rekten Draht gwiſchen Tiberſtadt aund Belgrad an der Do
mau wollte man neu ziehen. Namentlich England be
müſhht ſich darum, deſſen Haltung in dieſem Streit über
haupt etwas ſchwankend geweſen iſt. Jetzt aber hat die
ſerbiſche Regierung in einer neuen Proteſtnote an die
Großmächte die Aufmerkſamkeit auf Rüſtungen in Alba
mien gelenkt, die nicht wur mit Lire bezahlt werden, ſon
dern offenbar auch italieniſchen Offizieren anvertraut wor
den ſind. Eine Unterſuchung in dieſem unruhigen Win-
kel iſt Jugoſlaviens Forderung, die von Jtalien unter
keinen Umſtänden bewilligt werden wird. Und ſo ſte
hen wir denn wieder mitten in Ereigniſſen

Das große Rätſell bleit China. Die Kantoneſen ha
ben beträchtliche Erfolge militäriſcher Art erzielt und brau
chen heute kaum noch mit Widerſtänden ihrer Landsleute
zu rechnen. Aus dem Jnnern ſtrömen die Fremden ab
und eine Stadt nach der anderen geht in ihren unum-
ſſchränkten Beſitz über. Dafür aber tobt der eigentliche
Kampf um Schanghat. Schwere Beſchießüngen haben
ſtattgefunden, bei denen auch Ausländer ihr Leben ein
büßten. Faſt ſchien es, als wollten ſich die Vorgänge um
die Jahrhundertwende wiederholen. Da aber wurden po
litiſche Schachzüge ſichtbhar, die zu denken geben. Japan
werweigert weitere Truppenlandungen, Amerika lenkt ein
umd ſelbſt England ſucht aus der Jſolierung herausgukom
men. Am hartnäckigſten, obwohl am ohnmächtigſten ſind
die Franzoſen und niemand kann vorausſagen, wie ſich die
Dinge zuletzt entwickeln Richard May.

wicht beſtehen

Eine Novelle zum preußiſchen Kommunalbeamten-Geſetz.

Die ſoßialdemokratiſſche, die demokratiſche und die
Fraktion des Zentrums des Preußiſchen Landtags, außer
dem die Deutſche Volkspartei und die Deutſchnationale
Volkspartei haben bei der zweiten Beratung des Haus
halts des Mäniſteriums des Jnnern nachſtehenden Ent
ſſchließungsantrag eingebrächt:

Der Landtag wolle beſchließen,
wium zu erſuüchen,

I mit möglichſter Beſchleunigung
Kommuünalbegamtengeſetz
durch
a) eine Sicherung und Stärkung des

heamtentums erreicht wird,
b) die Gemeinden angehalten werden, grundſätzlich

albe daſür geeigneten Stellen in Beamtenſtellen
umzuwandeln, inſonderheit die Dauerangeſtellten
in das Beamtenverhältnis zu überführen;

2. hinſichtlich der Dauerangeſtellten das Entſprechende
auf Grund des beſtehenden Kommunalbeamtenrechts

das Staatsminiſte

eine Novelle zum
worzulegen, wo

Berufs

ſoweit möglich alsbald zu veranlaſſen

Aber den die



Eine Rede von Dr. Hummel, M. d. R.
Auf der Tagung der anhaltiſchen Demokraten ſprach kriegszeit werfällt, nämlich zu glauben, man müſſe über

am Donnerstag, den 27. März, unſer Abg. Prof. Hummell.
Nach der Deſſau er Zeitung begann er mit der Feſt
ſtellung, daß wir uns in einer ſchweren ſtaatspolitiſchen
Kriſe befänden. Man erörterte heute oft die Frage iſt
der Staat gegen die Wirtſchaft eingeſtellt, oder muß ſich
die Wirtſchaft gegen den Staat einſtellen Beides ſei
falſch. Es ſei notwendig, ſich wieder ſtärker auf die orga
miſſche Verbindung zwiſchen Staat und Wiärtſchaft zu be
ſinnen. Keine Wirtſchaft hann exiſtieren, ohne eine bür-
gerliche Rechtsordnung, andererſeits ruhe der Staat auf
Der Grundlage der Wirtſchaft. Daß dennoch Differenßen
beſtehhen, komme daher, daß wichtige ſtaats politiſche Fra
gen noch keineswegs endgültig gelöſt ſeien Einheitsfrage,
ſoziale Bewegung, außenpolitiſche Lage uſw. In der heu
tigen Lage von Staat und Wirtſchaft muß alles darauf
eingeſtellt ſein, im guten Sinne konſervative, ſtaatserhal
tende Politik zu treiben.

Das wahrhaft Konſervative iſt im Augenblick das
Demokrattſche:

der Wille, Staat und Wirtſchaft unverſehrt zu erhalten.
Wir erleben dagegen den unerhörten Luxus, daß weite
Schichten des Volkes micht mit der Stagatsform zufrieden

ſind, wo ſo viele frühere Autoritäten zuſammengebrochen
ſind. Zu dieſen Gegnern der Republik gehören aufffälliger-

weiſe gerade die ſozial gebildeten Schichten, die akademiſche
Jugend u. a. Staatsfeindliche Einſtellung iſt aber eine
anhiſtoriſche Einſtelllung, ein Mangel an bürgerlichem
Selbſthewußtſein in einer Zeit, wo dem deutſchen Bürger
Gelegenheit gegeben ſei, ſeine Geſchicke ſelbſt in die Hand
zu nehmen. Jn der ganzen Welt hat die demokratiſche
Stagatsform, trotz Faſchtsmus und ſpaniſcher Diktatur, über
das monarchiſch-konſtituinelle Syſtem geſiegt. Es iſt daher

eine ungeheure Kraftvergeudung, daß wiele ihre ganze
Kraft an die Bekämpfung einer Stagatsform ſetzen, vhne
zu wiſſen, was ſie an ihrer Stelle werlangen ſollen. Dieſe
Haltung iſt aber auch ein Anrecht an den auſſtrebenden
Volksſchichten, wor allem der Arbeiterſchaft. Für die gebil
deten Volkskreiſe müßte es doch eine Freude ſein, dieſen
Schichten als Führer zu dienen. Aber ſie haben nicht
den Willen dazu, noch die Befähigung. Wir ſehen heute

auch aus Archiven und Memoiren, daß im alten Reich nicht
Die Geeignetſten die Führer waren. Jch habe volles Ver
ſtändnis dafür, daß wir Freude haben an den großen
Figuren der Geſchichte. Das verträgt ſich mit der Repu
blik ſehr gut. Aber das Hauptverdienſt an der gewalti
gen Entwicklung unſeres Volkes haben doch die großen gei
ſtigen Führer. Die republikaniſche Staatsform iſt auch
die angemeſſenſte Form für ein ſelbſthewußtes Volk. Wenn

wir an die höfiſche Zurückſetzung bürgerlicher Kreiſe den
ken, ſo iſt uns deren monarchiſches Gefühl un verſtändlich
Manche fühlen ſich eben nur wohl, wenn ſie von Zeit zu

Zeit etwas getreten werden. Nun könnte man meinen,
ſeit die Deutſchnationalen ſchwarzrotgold beſchworen
haben, ſei die Gefahr für die Republik beſeitigt. Aber es
ſtände heſſer, wenn micht nur die deutſchnationalen Mini
ſter, ſondern auch die Wähler und ähre Zutreiber auf dem

Boden der Verfaſſung ſtänden.
Eine Politik der Hinterhältigkeit waren wir aller

dings von den verſchmitzten Junkern immer ſchon gewohnt.
Unſere Wähler hätten es ſich nicht bieten laſſen, was die
Deutſchnationalen ihren Wählern Haben zumüten können:
jahrelang für die Monarchie, gegen die Republik, gegen
Den Parlamentarismus, gegen das Zentrum zu hetzen und
Dann ein Bekenntnis zu ſchwarzrotgold abzulegen.

Wir müſſen die Wirtſchaft als einen Organismus be
trachten, in dem kein Stück willkürlich ausgebrochen wer
den kann. So wie der Staat won rechts, ſo wird die Wirt
ſchaft won links umkämpft. Die ganze Agitation gegen
Die Wirtſchaft ſteht viel zu ſehr unter der Herrſchaft unge
wrüfter Schlagworte: gegen das Großkapital, den Groß

betrieb, Kartelle, Druſts, Syndikate uſw. Wir müſſen die
ſe Dinge etwas ruhiger betrachten. Jch bin der Ueber
zeugung, daß die Großbetriebe erhalten werden müſſen
unter der Vorausſetzung, daß ſie volkswirtſchaftlich gerecht
fertigt ſind. Auch der Kampf gegen die Kartelle darf nur
unter gewiſſen Vorausſetzungen geführt werden, wenn
mämlich Mißſtände vorhanden ſind. Wir dürfen nicht
wergeſſen, daß der geſamte Mättelſtand vhne gewiſſe kar
tellartige Abmachungen garnicht denkbar wäre. Das Bei
ſpiell Amerikas zeigt, daß wir im Rahmen der Großbetrie
be einen durchaus geſunden und wohlhabenden Miättelſtand
haben können. Gegen die amerikaniſche Konkurrenz müſ
ſen wir uns heute auf alle Fälle wappnen. Dabei ſtehe
ſich auf dem Standpunkt, daß der Staat für den Mittel
ſtand manches tun kann, was bisher vergeſſen worden iſt.
Wir müſſen zum Beiſpiel auch für die Feſtſtellung einer
Höchſtbelaſtung der Wirtſchaft ſorgen, über die micht hin
gusgegangen werden darf. Dann müſſen die Steuern nach
einem beſtimmten Schlüſſel auf die einzelnen Steuerarten
aufgeteilt werden. Die Senkung der Realſteuern iſt auch
eine notwendige mitteſlſtagtsfreundliche Maßnahme
Außerdem werlangen wir geſunde Abſtriche an den Bud
gets des Reiches, der Länder und Gemeinden Abſtriche
um jeden Preis ſind Unſinn, die ſchlechteſtem ſind die, die
hintenach nur Mehrkoſten machen. Z. B. der Abſtrich am
Mittellandkanal. Ein Kanal, der doch gebaut wird, der
gebaut werden muß, wird ſo ſchnell wie möglich gebaut, da
er ſonſt nur immer teurer werden wird. Darüber hinaus
müſſen wir in Europa endlich dazu kommen, die Hinder
miſſe zu Beſeitigen, die den Warenverkehr hemmen, ſonſt
könnte Amerika gegenüber doch eines Tages der Unter
gang des Abendlandes erfolgen. Wir müſſen dazu eine
Auüßenpolitik treiben, die die Verſtändigung der europäi-
ſchen Völker ermöglicht. Jch möchte der deutſchen Politik
mür wünſchen, daß ſie nicht wieder in die Fehler der Vor

all dabei ſein. Es iſt gar keine dantbare Rolle, immer
den ehrlichen Makler zu ſpielen

Napoleon hat einmal geſagt, was die Welt zuletzt re
giere, ſeien nicht die Kanonen, ſondern der Geiſt. „Geiſt
der Volksgemeinſchaft und der Demokratie mit dieſem
Geiſt muß ſich unſere Volksgemeinſchaft erfüllen, an ihm
laßt uns feſthalten!“ (Stürmiſcher Beifall.)

Anhalt und der Mittellandkanal.

Auf dem Parteitag der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei, Anhalt, würden nachſtehende Entſchließungen ange
nommen

I. Der anhaltiſche Landesparteitag der Deutſchen
Demokratiſchen Partei ſpricht ſich in ſchärſſter Weiſe ge
gen die Finanzpolitik der Reichstagsmehrheit und des
Reichsfünangminiſters Köhler aus, die dazu führt, parti
kilariſtiſche Finanzforderungen einzelner Länder den Er
forderniſſen des Reiches voranzuſtellen.

2. Der anhaltiſche Landesparteitag der Deutſchen
Demokratiſchen Partei ſpricht der demokratiſchen Fraktion
des anhaltiſchen Landtags ſein volles Vertrauen aus. Jn
der Frage der Steuerreform billigt er die Zuſtimmung der

Große öffentliche s undgebung

Staatspräſſdent g. 9

M. d. O.
ſprechen am

Sonnntag, den 3. April
11 Ahr vormittags
im großen

Freundsenafts- Saat
e

Alle an der wirtſchaftlichen und
geiſtigen Entwicklung Deutſchlands
intereſſierten Mitbürger willkommen

D. D. P. Magdeburg
Fraktion zu den Regieruüngsvorlagen, ſoweit ſie eine mög
lichſte Anpaſſung an die preußiſchen Geſetze vorſelhen. Da
bei erwartet er, daß den Forderungen der Wäivtſchaft, ins
beſondere des Mittelſtandes in Stadt und Land, nach Sen
küng der Realſteuern Rechnung getragen wird.

3. Der anhaltiſche Landesparteitag der Deutſchen
Demokratiſchen Partei ſpricht der Reichstagsfraktion und
insbeſondere dem Abgeordneten ſeines Wahlkreiſes, Hum
mel, ſeinen Dank dafür aus, daß ſie in der Frage des
Mittellandkanals auch die anhaltiſchen Jntereſſen gewahrt
hat. Stärkeres Befremden hat es auf dem Parteitag er
regt, daß die jetzige Rechtsmehrheit des Reichstags durch

Abſtriche von den bisherigen Forderungen für den Mittel
bandkhanal ſich gegen Reichstagsbeſchlüſſe and Verträge
ausgeſprochen hat, die zwiſchen den einzelnen Staaten und
dem Reiche feierlich geſchloſſen ſind. Ganz un begreiflich
iſt dabei die Haltung der deutſchnationalen und volkspar
teilichen Abgeordneten des Wahlkreiſes ſellbbſt, die bei der
Annahme des Geſetzentwurfes über den Mittellandkanal
mitgeſwirkt haben, dem Reiche aber in einer Zeit kaum er
träglicher Arbeitsloſigkeit die Mittel für die Vollendung
des Kanals und ſeines Südſlügels werweigern.

Seltſame Mittelſtandsretter.
Von Bäckermeiſter Karl Hourtz Bochum.

Mitglied des Preußiſchen Landtags

Von der „Deutſchen Kolonialwaren und Feinkoſt
Rundſchau, dem Organ des Reichsverbandes deutſcher
Kaufleute des Kolonial-Feinkoſt- und Lebensmittel
Einzellhandells e. V., wird meine Mitarbeit bei der Neu
vegelung der Gewerbeſteuer in Preußen für das Jahr
1927 recht abfällig beurteilt. Jm Gegenſatz zu dem Ab
geordneten Lange (Dittersbach) bewogen mich taktiſche
Gründe, für die Herauslaſſung der Rückvergütungen der
Konſumvereine aus dem Gewerbeertrag zu ſtimmen. Für
dieſe „Miſſetat“ werde ich nun angeprangert als Feind
des Mittelſtandes. Zuerſt ſtellt obige Rundſchau feſt:

„Wie in der Deutſchen Kolonial und Feinkoſt
Rundſchau“ mitgeteilt, hat bei der 2. Beratung der Ge
werbeſteuer für 1927 im Preußiſchen Landtag der Abge
ordnete Lange (Dittersbach) eine temperamentvolle Mit
telſtamdsrede gehalten. Wie zutreffend ſeine Ausfülh
rungen waren und welchen Eindruck ſie guf das Haus ge
macht haben, beweiſen am beſten die aus dem amtlichen
Stenogramm erſichtlichen Zwiſchenrufe, mit denen die
Gegner des Redners deſſen Argumente abzuſchwächen
werſüchten. Anter dieſen Gegnern aber, mit denen ſich

haben, befand ſich höchſt bedauerlicher Weiſe muß da
feſtgeſtellt werden auch ein ſelbſtändiger Mittelſtändler
Es iſt der demokratiſche Abg. Hourtz, ſeines

können, die Bevorzugung der Konſumvereine im Ge
werbeſteuergeſetz gegenüber dem legitimen Einzelhande
zit verteidigen.“

Wie temperament und eindrucksvoll der Abg. Lange
(Dittersbhach) geſprochen hat, davon ſet eine kurze Probe
aus dem amtlichen Bericht über
Preußiſchen Landtages vom 18. Februar wiedergegeben
„Aber meine Damen und Herren, Sie dürfen auch nicht
wergeſſen, daß die Konſumvereine während der Zwangs

fahrung als Kaufmann ſagen wochen, monatelang
ihre eigenen Mitglieder nicht beliefern konnten, daß ſie zu
den freien Kaufleuten kommen mußten, um überhaupt
Ware zu erhalten. Widerſpruch und Zurufe im Zen-
trum links).

für 35 Pfg. verkauft wurde, während der Preis im Kon

her zur rechten Zeit mit Zucker verſorgt hatten, verkauf
ten ihn für 35 Pfg. und hatten Zucker. (Lachen und
Zurufe: Schiebezucker.)

Zur rechten Zeit verſorgt für 35 Pfg. verkauft.
Der Eindruck war tief. Noch tiefer war der Eindruck
den der Abg. Lange (Dittersbach) dadurch hervorvief, daß
er wie ein raſender Roland für die Einbeziehung der
Rückvergütungen der Konſumgenoſſenſchaften in den Ge
werbeentrag hämpfte und den vorliegenden Antrag der
Deutſchnationalen der die Einbeziehung verlangte, eben
ſo tapfer niederſtimmte, wie er zuvor dafür gekämpft
hatte. Doch hören wir die D. K. F.Rundſchau“ weiter
Nachdem der Abg. Hourtz den Namen unſeres Blattes
auf dieſe Weiſe in die Landtagsdebatte gezogen hat, kon
men wir ſchon micht umhin, daß es uns ausgeſchloſſen er
ſcheinen will, als ob der Abg. Hourtz femals den ausge
Zeichneten Ruf erlangen wird, deſſen ſich der Abg. Lange
(Dittersbach) in den Kreiſen des kaufmänniſchen und ge
werblichen Mittelſtandes erfreut

Es iſt eine eigene Sache mit dem
Don Quichotte won La Mancha wie auch Eulenſpiegel
hatten einen Ruf Ruf iſt auch zu erlangen im Por
zellänladen. Jch will nicht entſcheiden welcher Art von
Ruf die D. K. F. Rundſchau“ einzuſammeln beſtrebt iſt
aber einige Fragen darf ich wohl ſtellen Jſt der D. K.
Fe Rundſchau“ bekannt, daß die Novelle zur Neuregelung
der Gewerbeſtener in Preußen dieſe Steler bei den mer
ſten Handwerkern und Eingelhändlern um die Hälfte

ſenkt hat Wenn nicht beachten Sie dieſes Beiſpie
Beiſpiel I. Alle Berechnung der Gewerbeſteuer

„Ruf“. Der edle

Ertrag 3000Mietszins 1200
4200 M

Freigrenze 1500
Steuerbarer Geſamtertrag 2700
Zu verſteuern 2400 mit 1 Prozent 24
Die nächſten 300 mit 13 Prozent 6 M

30 M
Bei 600 Prozent Zuſchlag 180

Beiſpiel 2. Neue Berechnung der Gewerbeſteuer:
Ertrag 3000
Mietszins (ein Viertel von 1200 300

3300

Freigrenze 1500
Steuerbarer Geſamtertrag 4800 x
Zu verſteuern 1200 mit Prozent 6 M
Die nächſten 600 mit 1 Prozent 6 M

12

600 Prozent Zuſchlag 72 M
Iſt der „D. K. Fr-Rundſchau bekannt, daß Deutſch

nationale Volkspartei, Völkiſche und Wirtſchaftspartei in
der Schlußabſtimmung gegen die Novelle geſtimmt Haben,
und auch nicht die Abſicht hatten, bei Annahme des An
trages der Deutſchnationalen, der die Beſteuerung der
Rückvergütungen verlangte, ſür die Novelle zu ſtimmen?
Jſt der „D. K. F.-Rundſchau“ ferner behammnt, daß ich
einen der Führer der Rechtsparteien gefragt habe, ob be
der Annahme obigen Antrages die Oppoſition der No
welle zuſtimmen würde und als Antwort ein glattes
„Nein“ erhielt Jſt der „D. K. F.Rundſchau“ weiter
bekannt, daß alle Stimmen der Weimarer Koalition not
wendig waren, alſo auch die der Soßzialdemokraten, um
das Geſetz zur Annahme zu bringen? Iſt der D. K.
Fe Rundſchau ferner bekannt, daß die Sozialdemokraten
und auch ein großer Teil des Zentrums gegen die No
velle geſtimmt haben würden, falls der deutſchnationale
Antrag angenommen wäre, und daß dadurch die Novelle
der gemeinſamen Ablehnung von links und rechts ver
fiel Wenn der D. K. FeRundſchau“ das alles bekannt
iſt, warum ſchaut ſie dann wie hypnotiſtert nach dem
imaginären Vorteil, den die Beſteuerung der Rückver
gütärngen dem gewerblichen Mittelſtand bringen ſoll, wäh
rend doch die Realität der Steuerſenkung durch ein der
artiges Verhalten in Gefahr gebracht wurde? Danach
iſt es ein ſtarkes Stück, wenn die „D. K. F.Rundſchau“
ferner ſchreibt „Und wenn etwa der Abgeordnete Hourtz
das dennoch für ſich in Anſpruch nimmt nämlich als
Mittelſtands vertreter im Parlament an geſprochen zu

der Abg. Lange (Dittersbach) auseinanderzuſetzen hatte
und die zum Teil auch noch gegen ihn das Wort ergriffen e

wirtſchaft das kann ich aus meiner praktiſchen Er

Gerade in unſerem Ort hat man uns damals einen
Vorwurf daraus gemacht, daß der Zucker beim Kaufmann e

b

Zeichen n de
Bäckermeiſter in Bochum, der es ſich nicht hat verſagen n i

n in
die 247. Sitzung des e

ſumwverein nür 24 Pfg. betrug. Dabei vergaß man das n
eine der Konſumverein verkaufte den Zucker mit 24 Pfg.
hätte aber keinen Zucker, und die Kaufleute, die ſich vor
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n hatte en dann ſollten ihm ſeine eigenen Berufs und
ergriffen desfreunde in Bochum eines anderen belehren.“
muß d Daß den Bochumer Handwerkern und Mittelſtändlern

enden wirklicher Vorteil lieber iſt als ein eingebildeter,
ihenhe bewieſen in der Vollverſammlung des Jntnungs-

t verſagen huſſes, die am 10. März ſtattfand, und zu der ich ge
ne im G war, um meine Mitarbeit an der Gewerbeſteuer
Welhand ulegen.

Es wäre leichter wahre Miktelſtandspolitik zu trei
ba hen wenn man micht wor den Abſichten vieler Hand
e Proh er Und Mittelſtandsführer ihre eigenen Standes-
ihung den hörigen in Schutz nehmen müßte und politiſche Ein

Jwong aa ahr Mietserhöhung am 1. April.
d won Dr. Bohner, Oberſtudiendirektor,
ben n Mitglied des Preußiſchen Landtags.

im Koh er Mehreinnahmen iſt den einzelnen Ländern freige
man da en Jn Preußen waren nun bei den Demokraten ſtarbe

rkauft. ausgehenden ſtädt t ſchen Zuſchläge zur Grundver
Eindrug gensſteuer allein zahlen ſollen, während er ſie heute
rief du den Mieter abwälzen darf
hung der ogent der Friedensmiete ausmachen, wären bei dieſer
den G gelung, für die wohl auch der preußiſche Finanzminiſter

tag der te gewonnen werden können, die 10 Prozent reſtlos
die eben ſchen Vermieter und Meter geteilt worden, und trotz
gekämpft llgemeinen Steigerung der Reichsmiete um 10 Pro
weiter t wäre der preußiſche Mieter nur um 5 Prozent geſtei
Vlatten t worden. Daß von den 10 Prozent neuer Erhöhung
hat köneſn Oktober der Hauptteil dem Vermieter gehört, iſt für
loſen u mand fraglich, denn er Hat ab 1. Januar für die Auf
n alsge riungshypothek 2 Prozent Zinſen mehr zu zahlen;
g. n

Und ge

Der ehe swirt auſbürden kann.
lenſpiegel Die demokratiſchen Wünſche kreuzen ſich mit dem drin
in Por den Wunſch des Wohlfahrtsminiſters, für Baugwecke
Att von ßere Mittel zur Verfügung zu haben. And zwar erhebt
trebt Wohlfahrtsminiſterium auf 10 Prozent von den neuen

D. g. Prozent Anſpruch, wobei wohl daran gedacht iſt, daß
regelung Prozent am 1. April für die öffentliche Hand genommen
den mer Aden, 2 dem Vermieter bleiben, während am 1. Oktober
älfte ge ngekehrt vwerfahren wird. Der Mieter muß allerdings
ſpiel n die beiden Erhöhungen voll tragen. Es iſt anzu
r

n der Wunſch des Wohlfahrtsminiſters ſiegt, obwohl
o an bei der zu großen Vereinigung öffentlicher Mittel

if dem Baumarkt ſich fragen muß, ob man damit micht
d ch eine Verteuerung der Baupreiſe herbeiführt; man

aucht nur die Entwickelung der Holzpreiſe anzuſehen.
lie bloße Aufſtellung eines Bauprogramms in der ein

m nen Gemeinde pflegt ja ohne weiteres die Baumarkt
reiſe am betreffenden Ort um 20 Prozent zu ſteigern

PVenn aber die neue Mietserhöhang ſo zugleich auch eine
kteigerung der Hauszinsſteuer enthält, ſo muß man mit
achdruck auf einſchneidende Fehler der Hauszinsſteuer
inweiſen. Sie pflegt heute bei der Steuerlehre als eine
nflationsgewinnſteuer und als eine Werterhaltungs

t euer dargeſtellt zu werden. Man kann zugeben, daß der
M ausbeſitz, ſoweit er mit Hypotheken Gbelaſtet war, eine
4 üßerordentliche Entlaſtung durch die Jnflation erfahren

at, an deren Gewinn ſich der Staat mit Recht beteiligt,
nd man kann dabei doch die Hauszinsſteuer als Werter
altungsſteuer werwerfen; denn die Erfahrung der letzten

Jahre ſeit der Jnflation zeigt, daß eben nicht nur der
hhhuldenfreie Hausbeſitz ſeinen Wert ſich erhalten hat, ſon
ern auch große Teile der Landwirtſchaft, des Aktienbe
itzes und, wenn es auch oft verſchwiegen wird, ſehr viele

Zeſitzer von Warenlagern. Dann iſt es nicht gerecht, den
Hausbeſitzer allein zu einer Werterhaltungsſteuer heran
üziehen. Es wäre nach demokratiſcher Meinung nur zu

A. erecht, wenn man von der Erhöhung der Hauszinsſteuer
en ſchuldenfreien Hausbeſitz ganz ausſchlöſſe und den be
ſaſteten geſtaffelt die Erhöhung tragen ließe nach der Staf
fel der Belaſtung. Wie weilt ſich dieſer Gedanke durchhaben

Hmen, daß angeſichts der Rieſenzahl ſehlender Wohnun

Wohnung keine Mehreinnahme. Wenn er trotzdem mehr
Hauszinsſteuer auſbringen ſollte werden vor allem viele
Altrentner und große Schichten des Müättelſtandes, all be
Handwerker im eigenen Haus mit eigener Werkſtatt, vor
große Sorgen geſtellt. Es iſt damit zu rechnen, daß im Ge
ſetz ein Weg eröffnet wird, wodurch der eigene Räume zu
Wohn oder gewerblichen Zwecken Benutzende von einer
Erhöhung der Hauszinsſteuer für dieſe Räume ausgeſchloſ
ſen wird, eine neue Belaſtung des reinen Eigentums we
nigſtens einem großen Teil erſpart bleibt.

Jede Mietserhöhung pflegt den Streit zwiſchen Mie
terſchaft und Hausbeſitz neu zu beleben. Man ſollte aber
auch im Hausbeſitz zu der Erkenntnis durchringen, daß erſt
der Mieler das Vermieten einer Wohnung möglich macht,
und daß der Mieter mit ſeiner Wohnung auf das Jnnigſte
werwächſt, in normaler Zeit auch Aufwendungen für ſie
macht und, daß er ein Recht hat, nur dann gekündigt zu
werden, wenn er dem Hauswirt wirklichen Anlaß gibt,
daß aber der Mieter kein Freiwild für den Hausbeſitz iſt.
Man wird die neuen Auffaſſungen des Mietsrechtes in der
heutigen Zeit micht auf den Stand der Vorkriegszeſit zu
rückſchrauben können.

Negs Deren ar Parrteten
Die Beamten der Reichspoſt.

Bei der Beratung des Poſthaushalts im Reſchstag
führte der Abgeordnete Schuld t Steglitz (Dem.) zu
den Perſonalverhältniſſen aus, daß die zahlreichen Klagen
des Perſonals eine eingehende Nachprüfung notwendig
machen. Bei der Dienſtpoſtenbewertung herrſcht die Ten
denz vor, ſchwierigere Arbeiten in zunehmendem Maße auf
geringer beſoldetes Perſonal abzuwälzen. Das entſpräche
nicht der Billigkeit, wonach für gute Arbeit auch ein ge
rechter Lohn gezahlt werden müſſe. Aus der Beſſerbe
werhung ergebe ſich die NRot wendigkeit der Höherſtufung
und Beförderung Schuldt bat, die 2 400 Poſtboten und
Amtsgehilfen aus der Gruppe 2 herauszunehmen, da ihre
Beſoldung völlig unzulänglich ſei. An einzelnen Beiſpie
len wies er nach, wie ungünſtig das Zahlenverhältnis der
unteren Gruppen zur nächſthöheren Gruppe ſei. 45 000
Stellen der Gruppe 7 ſtänden nur 11 000 Stellen der
Gruppe 8 gegenüber ein unmögliches Verhältnis, das den
Beamten jede Auſſtiegsmöglichkeit raube. Der Redner
wünſch einen Altersnachweis über die in Spitzenſtellungen
befindlichen Beamten. Beſonders nachdrücklichſt wahm ſich
der Redner der weiblichen Beamten an und forderte für
ſie nicht nur Heraushebung aus der Gruppe 4, ſondern
auch beſſere Aufſtiegsmöglichkeiten nach Gruppe 7. Die
Schaffung einer Hinterbliebenenfürſorge guch für die
weiblichen Beamten ſeſt aus ſozialer Gerechtigkeit notwen
dig. Die Zahl der höheren Beamten ſei fraglos zu groß.
Der Abgeordnete Schmidt Stettin (Deutſchnationaler) halbe
900 höhere Beamte als zu viel bezeichnet. Der Redner
wandte ſich gegen die große Bevorzugung des juriſtiſchen
Elements und der Akademiker für die leitenden Stellen
Den Praktikern des eigentlichen Betriebsdienſtes müßte
ein größeres Betätigungesſeld auch für die leitenden Stel
len eingeräumt werden. Die Poſtüberwachungsſteſllen ge
hen zu rigoros vor; das berechtigte Ehrgefühl der Be
amten werde nicht genügend geſchont. Man ſolle den
Amtsvorſtehern wieder die Ueberwachung übertragen. Die
Beamtenſortbildung möge der Miniſter weiteſtgehend un
kerſtüten und den ſtrebenden Beamten nicht durch Verwei
gerung von Fahrkoſten und Beihilfen den Willen zur
Mehrleiſtung nehmen. Dem Wünſche des Redner der
Wirtſchaftlichen Vereinigung, der Mäniſter möge den
Wirtſchaftseinrichtungen der Beamten entgegentreten, bat
der Redner, nicht zu entſprechen Der Beamte habe das
Recht auf freie wirtſchaftliche Betätigung, wie jeder andere
Staatsbürger auch. Er werde auf beſondere wirtſchaftli
che Einrichtungen verzichten, wenn ſein Einkommen ihn in
den Stand ſetze, im freien Handel zu kaufen. Die Wirt
ſchaftsvertreter dienen ſich und ihrem Stande, wenn ſie
ſich für baldige Beſoldungsaufbeſſerung einſetzen würden.

S

Völkiſcher Zerfall und kein Ende.
Die Rätten verlaſſen das ſinkende Schiff

Der Leim, mit dem Völkiſche und Nationalſozialiſten
bisher trotz allem Widerſtreit noch immer zuſammengehal
ken werden konnten, iſt endgültig aufgebraucht. Die par
lamentariſchen Organiſationen dieſer Volksbeglücher ſind
vollkommen in der Auflöſung begrifſen, ſie ſind nur noch
ein Torſo. Jm Reichstag haben ſie die Fraktionsſtärke
eingebüßt, damit haben ſie zugleich den Anſpruch auf eine
Mitarbeit in den Ausſchüſſen annd ſomit auch jede Aus
ſicht auf eine geſetzgeberiſche Mitwirkung verloren. Jmn
Preußiſchen Landtag vollzieht ſich derſelbe Prozeß: die
Abgeordneten Kaiſer und Stock haben wie jetzt bekannt
wird, an ihre bisherige Fraktion ein Schreiben gerichtet,

men zerſetzenden Führerſtreit, der jede praktiſche Arbekt
unmöglich mache, den Austritt aus der Partei und Frak-
tion der Deutſchoöltiſchen vollziehen. Wahrſcheinlich wer
den ſie ſich den Deutſchnationalen anſchließen. So ſieht
es in den Kreiſen aus, die dem deutſchen Volke die Rett
kung von dem Ungeiſt der Zwietracht verkündet haben.
Ein polttiſches Komoödiantentum ſieht ſeinem Ende ent

gegen
Se

Gewerkſchaftsführertagung des Gewerkſchaſtsringes!

Jn Verbindung mit der Reichszentrale für Heimat
dienſt, Landesabteilung Mitteldeutſchland, veranſtaltete
der Provinzialverband Sachſen Anhalt im Gewerkſchafts
ring deutſcher Arbeiter Angeſtellten und Beamtenver
bände am Sonntag, den 27. März 1927 eine Gewerſchäfts
führerzuſammenkunft, die von Delegierten aller Ortsgrup
pen Mitteldeutſchlands ſehr gut beſucht war. Herr Dr.
Schwan ecke Magdeburg ſprach über das Thema
Welt wirtſchaft und Weltproduktion.“ Redner entwickelte
in ſtündigen Ausführungen ein klares Bild von der
mach dem Kriege beſtehenden Abhängigkeit der europäi
ſchen Länder von den überſeeiſchen Weltmächten. Allein
Deutſchland muß etwa 30 Prozent ſeiner Produktion auf
den Weltmarkt werſen, um die fehlenden Rohſtoffe zu er
halten. Die Vereinigten Staaten von Amerika haben nur
einen Rohſtoſfmangel von etwa 5Prozent, ſind alſo faſt
unabhängig von den übrigen Weltmächten. Redner ſtreifte
noch das Arbeitsloſenproblem in dieſem Zuſammenhang
und kam zu dem Ergebnis, daß die Arbeitsloſigkeit in den
europäiſchen Staaten bereits chroniſcher Natur ſei. Die
Verſuche der deutſchen Anternehmerſchaft, durch Senkkung
des Reallohnes die Erwerbsloſigkeit zu beheben, ſind als
ſinnlos zu bezeichnen. Kein europäiſcher Staat kann ſich
allein helfen. Nur ein wirtſchaftlicher Zuſammenſchluß
wird Rettung bringen. Der große weſteuropäiſche Stahl
truſt und ähnliche weiſen bereits den Weg zu dem zukünf
tigen PanEuropa. Als zweiter Redner war der Her
ausgeber der „Sozialen Praxis Herr Dr. rer pol. Lud
wig Heyde, ordentl. Profeſſor an der Aniverſität Kiel,
Mitglied des Reichswirtſchaftsrates, Vorſitzender des An
tergusſchuſſes im EnquoteAusſchuß, gewonnen, der über
Jnternationale Sozialpolitik ſprach. Nach eingehender Er
örkerung der hiſtoriſchen Entwicklung der Sozialpolitik er
klärte Redner die Not wendigkeit der wirtſchaftlichen Ver
ſtändigung der Großſtaaten, um die ſoziallpolitiſchen Fort
ſchritte international zu machen. Ausführlich wurde das
Arbeitszeitabkommen von Waſhington behandellt, das von
den großen Jnduſtrieſtaaten noch nicht ratifiziert ſei. Durch
die Haltung dieſer Staaten ſteht das wertvolle Jnterna
tionale Arbeitsamt in Genf deſſen Leiter Thomas von
ſtarkem Friedenswillen beſeelt iſt, ſehr in Frage. Prof.
Heyde gab noch ein ausführliches Bild von dem großen
Aufgabengebiet des Jnternationalen Arbeitsamtes, be
handelte dann noch die Sprachenfrage und die bisherige
Unglückliche deutſche Vertretung, die trotz guter Sachver
ſtändigenarbeit mangels Vollmacht nicht zum Handeln
am. Reicher Beifall lohnte beide Redner für ihre
hochintereſſanten und wertvollen Vorträge

Am Vorabend dieſer Tagung hat ſich der Geſamtvor
ſtand des Provinzialverbandes Sachſen Anhalt im Ge
werkſchaftsring deutſcher Arbeiter, Angeſtellten und Be
amtenverbände eingehend mit dem Arbeitszeitgeſetz und
der Abgrenzung der Arbeitsgerichtsbezirke beſchäftigt.

Nerge Befcher
Bücher zu ermäßigten Preiſen. Der Verlag Herder in

Freiburg i. Br. weiß ſeine Bücher in der Gunſt der Leſer
zu verankern. Von 777 ſeiner Bücher ſtellt er die vorhan
denen Vorräte Freunden ſeines Schrifttumes ein volles Jahr
lang bis Ende 1927 Zu ermäßigten Preiſen zur Ver
fügung, ſo daß ſelbſt ſehr „Minderbemittelten ohne Schrecken
recht vbeachtliche Erweiterungen ihrer Bücherſchätze ins Auge
ſaſſen können. Da gibt es Bücher aller Arten. Jhre Titel
füllen drei Spezialverzeichniſſe, die durch jede Buchhandlung
oder durch den Verlag ſelbſt koſtenlos zu haben ſind. Das
erſte Verzeichnis enthält Theologie (Allgemeines, Reli-
gionswiſſenſchaft, e e a Hiſtoriſche Theologie,
Syſtematiſche Theologie, raktiſche Theologie, Katechetik,
Hömiletik und Liturgik, Miſſionsweſen) und Philoſophie das
zweite: Lexika, e n Literaturgeſchichte, Schöne Li-
keratur. Volksſchriften, änder und Völkerkunde, Natur-
wiſſenſchaft, Erziehung und Anterricht, Geſchichte, Rechts
Staats und Sozialwiſſenſchaft, Lebensbeſchreibungen, Er
innerungen, nene Kunſt und Archäologie, Muſikwiſſen
ſchaft, Heilwiſſenſchaft; das dritte Aſzetiſche Literatur
(Anleitüngen, Betrachtungs und Erbauung-bücher, Ethiſch
religiöſe Schriften, Gebet und VBetrachtungsbücher).

Verantwortlich für die Redaktion und den Verlag
Ludwig Münz, Magdeburg.
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Preußiſche Begmtenpolttik.
Sogleich nach dem Zuſammentritt des neugewählten

Preußiſchen Landtags brachten die Deutſchnationalen, die
Heulſche Volkspartei, die Sozialdemokraten und die Kom
mnüniſten eine Anzahl von Anträgen zur Beſamten
deſold ung ein. Sie zeigten damit, wie gut ſie es mit

en Beamten meinten. Spaltenlang konnte die Fachpreſſe
über dieſes Wohlwollen berichten. Dann aber wurde es
merklich ruhig in dieſer Frage. Die antragſtellenden

Parteien drängten garnicht darauf, daß die Anträge auf
die Tagesordnung kamen und als das eines guten Tages

doch geſchah und die Anträge ſang und klanglos dem
Ausſchuß für Beamtenfragen überwieſen wurden, brachte

30. man ſie hier im Herbſt 1925 auf die Tagesordnung. Am
28 22. Oktober 1925 erſtattete der deutſchnationale Abge

S bdnete Ebersbach einen mit vielem Fleiß ausgearbeite-
15. len Bericht mit wenigſtens poſitiven Vorſchlägen. Er
20 wollte das ganze Beſoldungsſyſtem neu aufbauen, zu die

em Zweck die Beamtenſchaft in elf Kreiſe wie: leitende
Beamte, richterliche Beamte, Schulbeamte, Betriebs und

33. chniſche Beamte uſw. einteilen, die dann wieder in ver
ſchiedene Beſoldungsgrüppen untergeteilt werden ſollten.

15, Darüber hinaus ſollten die Polizeibeamten eine beſondere
Beſoldungsordnung erhalten. Ganz einfach wäre ein ſol
I hes Syſtem gewiß nicht, und man kann nicht ſagen, daß

es im Ausſchuß Anklang gefunden hat. Nach einer Be
I wrechung fand man es für klug, die Beratung weiter

u vertagen.
I zZInzwiſchen kamen andere Anträge hinzu, und ſo ging

man nach weiterer Jahresfriſt am 3. Dezember 1926
erneut an die Beratung heran, und nun machte man
Ernſt. Die Sozialdemokraten kamen mit einem Antrag,
Neen laufenden Zuſchlag für die Gruppen 1 bis 9 und
allgemein den Wohnungsgeldzuſchuß zu erhöhen; aller
dings machten ſie das davon abhängig, daß das Reich den

Ländern die Mittel überweiſen ſollte. Damit war natür
lich der ganze Antrag illuſoriſch, und er ſollte ja wohl

auch nur agitatoriſche Wirkung haben. Dieſe war um ſo
Nsgrößer, alls die Sozialdemokraten erklärten, der preußiſche

Miniſterpräſident Braun ſei mit dem Antrag, der ihm
vorgelegen habe, einverſtanden. Dann mußte er na

M kürllich auch bereit ſein, ernſte Schritte beim Reich zu un
Nkernehmen, und um das zu erreichen, beantragten die

demokratiſchen Abgeordneten Barteld (Hannover) und
Herrmann (Breslau) folgenden Zuſatz hinzuzufügen: Das

iniſterium wihende Anträge zu ſtelle

nahmen dem Landtag mitzuteilen
ZJnzwiſchen hatten Deutſchnationale, Deutſche Volks

M partei und Wirtſſchaftspartei die Erhöhung des Zuſchlags
auch für die Gruppen 10 bis 13 und eine Erhöhung des

M Frauenzuſchlags um 100 Prozent und der Kinderzuſchläge
um 50 Prozent beantragt. Die Deutſchnationalen be

antragten weiter, in dem ſozialdemokratiſchen Antrag die
Worte zu ſtreichen: unter der Vorausſetzung, daß das
Reich den Ländern die Mittel überweiſt“. Jetzt hatten
auf einmal die Sozialdemokraten den Geſchmack an der
Sache verloren. Nachdem der deutſchnationale Strei
chungsantrag angenommen war, ſtimmten ſie auch gegen
den eigenen Antrag. Dieſer wurde trotzdem mit dem
Zuſatzantrag der Rechten angenommen, weil die Demo
kraten mit dafür ſtimmten. Wie zu erwarten war, ver
längte jetzt der Finanzminiſter auf Grund der Ver
fäſſung die Regelung der Deckungsfrage durch den
Hauptausſchuß. Hierbei hätten nun die Deutſchnationga
len, die Deutſche Volkspartei und die Wirtſchaftspartet,
die doch die Anträge geſtellt hatten, ihre wahre Beamten
freundlichkeit durch entſprechende Vorſchläge für die
Deckung beweiſen können. Doch davon hörte man nichts.
Anerwartet beantragte der Abgeordnete Ebersbach wäh
rend der Tagung des Hauptausſchuſſes in der ſitzungs
freien Zeit des Plenums eine ſo ſchnelle Behandlung des
Antrags, daß nicht alle Fraktionen ihre Sachbearbeiter
mehr hevanziehen konnten. Das war ja auch wohl der
Zweck der Uebung. Und was erlebte man jetzt Von
der Deckungsfrage ſchwieg man. Vorſchläge wurden nicht

gemacht. Die Sozialdemokraten aber fanden den Aus
weg, indem ſie vorſchlugen, den Antrag in folgender Faſ

ung anzunehmen
n Das Staatsminiſterium wird erſucht, mit dem
e Reich in Verhandlungen über eine Revidierung der
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Beſoldungsordnung einzutreten und dieſe ſo zu be
d ſchleumigen, daß mit der Vewrabſchiedung des end

und gültigen Finanzausgleichs auch die Reviſion der
Beſoldungsordnung abgeſchloſſen iſt.

Das alſo war das Ergebnis der großen Aktion. Die
Sozialdemokraten, die ſof ortige Erhöhung des Zu
ſchlags wollten, verſchoben die Sache auf den endgültigen
Finanzausgleich, von dem noch niemand weiß, wann er
kommt. Der ſozialdemokratiſche Antrag wurde gegen die
Stimmen der Deutſchnationalen, die keine Deckungsvor
ſchläge machten, im Hauptausſchuß und am 25. Februar
im Landtag ohne Ausſprache angenommen. Gleichzeitig
wurden alle die vielen anderen Anträge, auch die von
1925, als erledigt erklärt, obwohl gar keine Rede davon
ſein kann, daß die umfangreichen Forderungen wirklich
erledigt ſind. Mit vollem Recht nennt die Zeitſchrift des
Deutſchen Beamtenbundes, Der Beſamtenbumnd“, dieſes
Ergebnis als „niederſchmetternd Doch die Anträge
hatten ja ihre agitatoriſche Wirkung getan, und jetzt
rüſtet man ſich zu neuen Taten. Anträge, die auf dieſe
Weiſe begraben ſind, kehren als alte Bekannte bei den
Haushaltsberatungen wieder. Und nun kann das Spiel
won neuem beginnen!

rſucht, im Reichsrat entſpre
und das Ergebnis der Maß

Alf

(Halle S.), den 2. April 1927

Wenn die demokratiſche Landtagsfraktion unter den
ſo kläglich begrabenen Anträgen keinen einzigen hat, und
wenn ſie davon abſieht, lediglich auf Agitation abgeſtellte
Anträge einzubringen, ſo dient ſie damit den wirklichen
Jntereſſen der Beamten weit mehr. Was den Beamten
nottut, ſind nicht programmatiſche Forderungen in An
träge gekleidet, die nicht durchgeführt und meiſt nicht ein
mal angenommen werden, ſondern ernſte und ſachliche
Arbeiten
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Auf zum Parteitag
in Magdeburg!

Die Deutſche Demokratiſche Partei kann mit Stolz
auf das von ihren Führern in der Reichs und Staats
regierung und in den Parlamenten Geleiſtete zurück
blicken und mit Genugtuung feſtſtellen, daß nicht nur
ganze Berufsorganiſationen, ſondern auch große poli
tiſche Parteien, die jahrelang der von republikaniſchen

Miniſtern wie Wirth und Rathenau eingeleiteten und
durch Streſemann fortgeführten Politik ablehnend und
feindlich gegenüberſtanden, ſich heute zu den Zielen
und Methoden dieſer demvhkratiſchen Politik bekennen

Es wäre indes ein gefährlicher Jtrtum, anzunehmen,
die D. D. P. habe nun ihre Aufgabe erfüllt und ſei
deshalb entbehrlich. Mehr als je droht der zwar
äußerlich gefeſtigten demokratiſchen Republik jetzt die
innere Aushöhlung. Die D. D. P. iſt in erſter Linie
dazu berufen und verpflichtet, die Abſicht der Reak
tionäre zu verhindern und darüber zu wachen, daß die
freiheitlichen, ſozialen und kulturellen Errüngenſchaften
des deutſchen Volkes nicht wieder vernichtet, ſondern
vielmehr ausgebaut und geſichert werden.

Mit neuem Mut und friſcher Kraft muß jetzt an
den Ausbau und die Erſtarkung der Organiſation im
Wahlkreis herangegangen werden, um für die ſpäteſtens

I

III.

Geſellſchaftlicher Bohlkott.
Ehrbegriffe im Volksſtaat.

Ueber die Wirren des Umſturzes hinweg ſcheint ſich
der Ehrbegriff bei uns garnicht oder nur ſehr wenig ge
wandelt zu haben. Schon der Verſuch, ein generelles
Duellverbot mit allen Konſequenzen, wie es im Volks
ſtagt ſebbſtverſtändlich ſein müßte, durchzuführen, iſt ge
ſcheitert. Gewandelt haben ſich dieſe Dinge nur in ihrer
Nuancierung. Nicht immer zum beſſeren, teilweiſe nicht
zum ſchlechteren. Die Ehre des politiſch Andersdenkenden
iſt ſeit bangem ein Freiwild für die Jntranſigenz jener
Kreiſe, die nun einmal traditionsgemäß die vaterländiſche
Geſinnung für ihre Stagatsbegriſfe in Anſpruch nehmen.

Demokratie und Republik iſt für jene Kreiſe noch im
mer das Machwerk vor Volksverrätern, iſt der Staat für
die Menſchen, zweiter Klaſſe. Wenn man heute viel
leicht bis zu einem gewiſſen Grade davon ſprechen kann,
daß die Entwicklung der Dinge es mit ſich gebracht hat,
daß die Republik und die Demokratie ſalonfähig gewor
en ſind, ſo trifft das eben nur in beſchränktem Umfange
zu. Es gilt höchſtens für die Republik und Demokratie,
wie ſie jene Kreiſe verſtanden wiſſen wollen. Eine Feu
dalrepublik mit allen Vorrechten für die wirtſchaftlich
Starken mag ihnen genehm ſein. Der Volksſtaat in ſeiner
eigentlichen Bedeutung iſt es nicht.

Aber die Entwicklung hat nun dahin gedrängt, daß
zum Teil bis in die Kreiſe der adligen oder wirtſchaftli
chen Feudalherrn hinein, vor allem aber bis hinein in die
Kreiſe des beſten Bürgertüms, zunächſt ein Verſtändnis,
ſchließlich bewußte Bejahung des neuen Staates von Wei
mar um ſich gegriffen hat. Es ſind vielleicht nicht die
ſchlechteſten Kreiſe jener geſellſchäftlichen Schichten die
nach innerem Kampf ehrlichſten Ringens um die Einglie
derung in das Volksganze zu ehrlichen Dienern an der
Jdee des Volksſtaates geworden ſind. Aber Opfer hat
ein ſolcher Kampf ſtets gekoſtet. Vielleicht weniger mate
rieller Art, wenn auch das nicht ausgeblieben iſt, in faſt
allen Fällen aber Opfer ſeeliſcher Art, unter denen man
cher ſchwer gelitten hat.

Wer es gewagt hat, ſich offen in dieſen Kreiſen ge
gen die unmotivierte Beſchimpfung und Herabwürdigung
der Republik und ihrer Schöpfer zu wenden, wer es ge
wagt hat, in dieſen Kreiſen die Verantwortung für die
Staatsbejahung wachzurütteln, den hat man ſehr bald füh
len laſſen, daß er ſich damit außerhalb der Schichten ſtellt
in die er nach Herkunft und Erziehung geſellſchaftlich nun
einmal hineingehört. Wer es erlebt hat, daß man in den
Kreiſen der akademiſchen Verbände, denen man etwa an
gehört, mitten im harmloſen, fröhlichen Beiſammenſein
von ihm abrückt, und zwar nicht nur bildlich, der weiß,
was es bedeutet, plötzlich in menſchlich lieb gewordenen
Kreiſen einſam zu ſein. Und wer als alter Offizier von

III

eine völlige
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den kameradſchaftlichen Vereinen zunächſt gemieden worden
tſt, bis man ihm nahelegte, doch felbſt wegzubleiben, der
eiß um die bitteren Stunden ungewollten Abſchieds.
Man hat oft den Eindruck, daß ſolche Opfer nicht immer
von denen verſtanden worden ſind, für die ſie gebracht
wurden.

Wollte man die Geſchichte der geſellſchaftlichen Aech
tung einmal ſchreiben, ſie reicht weit zurück, dann würde
man darin Namen finden, die wohl manchem jener Ver
einigungen rechtsgerichteter Großgrundbeſitzer, ehemaliger
Offiziere und Akademiker in Erſtaunen ſetzen würden, die
heute friſchfröhlich hurra, hurra einen Mann ab
tun, der nichts weiter dat, als ſeine Pflicht. Jn der
„Frankfurter Zeitung hat ein hoher Beamter nicht mit
Unrecht auf das Schickſal hingewieſen, daß beiſpielsweiſe
Bismarck und Bülow und ſchließlich Bethmann- Hollweg
nach ihrer Verabſchiedung gehabt haben. Für die „Kreuz
geitung“ iſt es nicht erſt ſeit der Republik zur Tradition
geworden, daß man dem ſcheidenden Staatsmann, dem
man vielleicht bis dahin zugejubelt hat, den Eſelstritt
gibt. ZedlitzTrützſchler warnt in dem Vorwort zur 5.
Auflage ſeiner Erinnerungen ſeine geſellſchaftlichen Freun
de vor dem geſellſchaftlichen Boykott, den er als die Un
ſittlichſte Waffe bezeichnet. And er hat recht, wenn er ſo
erſchütternd betont, daß nicht jeder die Kraft hat, einſam
zu leben und einſam zu ſterben.

Die Methode des geſellſchaftlichen Boykotts hat wie
nichts anderes die Begriffe von Ehr und Anſtand in Ver
wirrung gebracht. Soweit in Verwirrung, daß heute der
Verfaſſungsminiſter der Republik, dem man vorgeworfen
hat, daß er ſich dieſer „unſittlichſten Waffe“ bedient hat,
es nicht einmal notwendig hat, von ſolchen Methoden öf
fentlich abzurücken und gegen ſie aufzutreten. Der Fall
Treskow iſt noch immer ungeklärt. Gleichviel worum es
ſich dabei handelt, ſolange man nicht das Gegenteil bewei
ſen kann, hat man im Volksſtaate die ſittliche Pflicht, auch
ihm zuzubilligen, daß er aus ehrlichſter Aeberzeugung und

aus Sorge um das Vaterland, alſo aus patriotiſchen Moti
ven gehandelt hat. Auf Grund der Reichsverfaſſung hat
jeder das Recht, ſeine Auffaſſung frei zum Ausdruck zu
bringen, von niemanden darf er daran gehindert werden.
Herr von Treskow iſt von den ihm naheſtehenden geſell
ſchaftlichen Kreiſen in Acht und Bann getan worden. Herr
won Keudell, heute zum Hüter der Reichsverfaſſung be
ſtellt, hat ſich an dieſer verfaſſungswidrigen Handlung be
teiligt. Das ſind Vorgänge, die man gelinde eben als

Händen der Reaktion. Das iſt Schuld der Republikaner
Jhre Aufgabe wird es ſein, darüber zu wachen, daß dieſes
Schuldkonto nicht noch weiter wächſt. Gibt die Verfaſ
ſüng dem deutſchen Staatsbürger das freie Recht, ſeine
Staatsauffaſſung zur Geltung zu bringen, ſo gibt ſie dem
Beamten andrerſeits doch die Pflicht, darüber zu wachen,
daß die Ehre der Republikaner und der Republik nicht be
ſudelt wird. Die Pflicht, dieſe Wachſamkeit auch
dann zu üben, doppelt zu üben, wenn die eigent
lichen Wächter ihre Pflicht verſäumen ſollten.
Der Volksſtaat kennt keine Klaſſifizierung der
Staatsbürger und ihrer Ehre. Nicht Privilegien, ſon
dern die Freiheit des Einzelnen und der Geſamtheit, ſind
Grundlage und Symbol für dieſen Staat. Und wo ſich
Stimmen erheben, die davon wiſſen, daß es anders iſt,
iſt es Ehrenpflicht der Republikaner, ſich zum Kampf zu
ſammeln. Uns ſcheint, daß es höchſte Zeit iſt, zu dieſem

Kampf zu rüſten. e
Das deutſche Volk als Arbeitsvolkl.

Die erſten Reichsergebniſſe der gewerblichen
Betviebszählung.

Von ſeiten des Statiſtiſchen Reichsamtes werden nun
mehr die erſten Reichsergebniſſe der gewerblichen Betriebs
zählung vom 16. Juni 1925 mitgeteilt. Der Arbeitswille
und die Arbeitskraft des deutſchen Volkes drücken ſich in
folgenden Zahlen aus. Bei der gewerblichen Betriebs
zählung vom 16. Juni 1925 wurden im Deutſchen Reich,
ohne Saargebiet, gezählt rund 3,5 Millionen gewerbliche
Betriebe mit 18,4 Millionen beſchäſtigten Perſonen, mit
19,3 Millionen PS. inſtallierter Kraftmaſchinenleiſtung
zum Antrieb von Arbeitsmaſchinen, mit 37 Millionen
PS. Leiſtung der verwendeten Fahrzeuge aller Art.

Die Bedeutung dieſer Zahlen läßt ſich erſt durch einen
Vergleich mit früheren Zählungen ermeſſen. Dabei er
gaben ſich jedoch gewiſſe Schwierigkeiten durch den Zeit
punkt der Zählung, da die Stabiliſierungskriſis erſt nach
der Zählung erfolgt iſt. Schließlich muß auch berückſich
tigt werden, daß eine ganze Reihe von Strukturwandlun-
gen von 1907, dem Jahre der letzten Zählung, bis zum
Jahre 1925 erfolgt ſind.

Bei Ausſcheidung derjenigen Gewerbezweige aus der
Zählung von 1925, welche 1907 nicht in die Gewerbe
betriebezählung einbezogen worden waren, betrug die Ge
ſamtzahl der Gewerbebetriebe
gebiet 2 983 000, 1925 im jetzigen Reichsgebiet ohne Saar
gebiet 3 412 000. Es iſt alſo eine Zunahme um 429 000
gleich 14,4 v. H. zu verzeichnen. Jn dieſen Betrieben wa
ren 1907 13 275 000 Perſonen beſchäftigt. Nach der Zäh
lung von 1925 17053 000, das iſt eine Zunahme um
3 778 000 oder 28,5 v. H. Die Zahl der weiblichen in den
Gewerbebetrieben tätigen Perſonen betrug 1907 3 282 000,
1925 4565 000; es iſt eine Zunahme um 1283 000 gleich
39,1 w. H. zu verzeichnen.

3. Jahrgang

ine erirrung unſerer Ehr und Anſtandsbe
Sriffe bezeſchnen muß

Einflußreiche Aemter der Republik ſind heute in den

1907 im jetzigen Reichs
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wentnerfürſorge „beteiligen“ ſoll.
werbände ſollen für Zuſchüſſe aus dieſer „Beteiſligung“

Während die Geſamtbevölkerung in dem jetzigen
Reichsgebiet von 1907 bis 1925 ſich um 13,5 w. S die
Zahl der im erwerbsfähigen Alter ſtehenden Bevölkerung
ſich um 26,4 w. H. erhöht hat, iſt die Geſamtzahl der ge
werblich tätigen Perſonen im gleichen Zeitraum und auf
dem gleichen Gebiete um 28,5 v. H. alſo raſcher als die
Geſamtbevölkerung und die erwerbsfähige Bevölkerung
gewachſen. Der Jnduſtrialiſierungsprozeß Deutſchlands
hat alſo weitere Fortſchritte gemacht. Von dem Geſamt
zuwachs, den die Zahl der erwerbsſfähigen Männer in den
jetzigen Reichsgrenzen in der Zeit von 1907 bis 1925 er
fahren hat und der auf etwa 3,7 Millionen beziffert wer
den dann, haben über 3 Millionen Männer in Jnduſtrie,
Handel und Verkehr ihr Unterkommen gefunden. Die
wolks wirtſchaftliche Kräfteverteilung hat ſich damit zäh
len mäßig noch mehr im Sinne einer Verſtärkung des zah
lenmäßigen Gewichts von Jnduſtrie, Handel und Verkehr
werſchoben.

Noch ſtärker als die Verwendung menſchlicher Arbeits
kraft iſt die Verwendung motoriſcher Arbeitskraft im
deutſchen Gewerbe geſtiegen. Die Zahl der Betriebe iſt
langſamer gewachſen, als die Zahl der menſchlichen und
motoriſchen Arbeitskraft. Die Ausdehnung des Gewer
bes hat weniger in Form von Neubildungen gewerblicher
Betriebe als durch Vergrößerungen (teils auch durch Zu
ſammenlegungen) der beſtehenden Betriebe ſtattgefunden.

Während die Zahl der Betriebe in Jnduſtrie und
Handwerk ſich noch nicht um 2 v. H. erhöht hat, iſt ſie in
Handel und Verkehr um über 400000 oder annähernd
40 w. H. gewachſen. Bei der ſtarken Aufblähung der Be
triebsgahl im Einzelhandel handelt es ſich vornehmlich
um kleine und kleinſte Betriebe, wie ſie in der Nach
kriegszert gerade im Handel reichlich entſtanden ſind. Die
Zahlen der Betriebszählunge von 1925 zeigen weiterhin
eine Zunahme des aktiven Anteils der Frauen am Ge
werbeleben. Der abſoluten Zahl nach waren die meiſten
Frauen im Handelsgewerbe beſchäftigt (1, 14 Millionen),
das von jeher, ähnlich wie die Landwirtſchaft, der weib
lichen Erwerbstätigheit, vor allem auch der mithelfenden
Tätigkeit von Familien angehörigen weiteſten Spfelraum

Relativ am ſtärkſten iſt der Anteil der weiblichen
Perſonen am Gaſt und Schankwirtsgewerbe (60,7 v. H.
aller Beſchäftigten); nächſtdem in der Textilinduſtrie (57
w. H.) und im Bekleidungsgewerbe (52,1 v. H.) Jn den
übrigen Gewerbegruppen beträgt der Anteil der Frauen
weniger als die Hälfte der gewerblich tätigen Perſonen.

Gegenüber 1907 hat ſich die zum Antrieb von Arbeits
mäaſchinen verwendete Krafſtmaſchinenleiſtung ſtark er
höht. Jm Durchſchnitt der geſamten Jnduſtrie wurde 1925
gegenüber 1907 etwa das Dreifache an Kraftmaſchinen
leiſtung zum Antrieb von Arbeitsmaſchinen verwendet.
Beſonders groß iſt die Zunahme im Bergbau, wo ſie auf
das Dreieinhalbfache angewachſen iſt, in der Eiſen und
Metallgewinnung (auf das Vierſache), in der Maſchinen

e (auf das Viereinhalbfache)

Rechtsregierung und Kleinrentner.

Leere Verſprechungen
Jm 9. Ausſchuß fand die Generaldebatte ſtatt über die

won den Regierungsparteien vorgelegte Entſchließung
Zur Kleinrentnerfürſorge. Die Entſchließung verlangt,
daß das Reich ſich mit 25 Millionen RM. an der Klein

Die Bezirksfürſorge

werſchiedene Verpflichtungen übernehmen, die, wie der
Vertreter der Reichsregierung ausführte, „zur Erziehung
won Fürſorgeverbänden“, denen das notwendige ſogiale
Empfinden für die von ihnen betreuten Perſonenkreiſe
fehlt, beſtimmt ſind. Auf die demokratiſche Anfrage über
die Möglichteiten, die das Reich habe, um die Durch
führung dieſer von den Fürſorgeverbänden übernommenen
Verpflichtungen zu ergwingen, mußte ſich die Reichs
wegierung leider ausſchweigen, da ſie natürlich ein Mittel
dafür nicht in der Hand hat. Es bleibt alſo trotz der gu
ten Abſicht der Reichsregierung, den Kleſiinrentnern einen
Zuſchlag zu den völlig unzureichenden Richtſätzen zuzu
wenden, dabei, daß ſie auch in Zukunft genau wie
bisher auf das Wohlwollen und die ſoziale Einſicht
der nachgeordneten Behörden in Ländern und Gemeinden
angewieſen ſind. Es bleibt hierbei um ſo mehr, als aus
geführt wurde, daß eine ſchematiſche Anrechnung der Zu

ſatzünterſtützung auf die bisherigen Bezüge zwar nicht er
folgen ſoll, aber im Einzelfalle doch möglich ſei! Von
demokratiſcher Seite wurde betont, daß dieſe Möglichkeit,
Einzelfälle zu konſtruieren, die Kleinrentner in ihrer bis
herigen Hilfloſtgkeit beläßt. Die Entſchließung ſieht u. a.
wor, daß das Rückerſtattungsrecht der Fürſorgeverbände
in Zukunft nicht mehr geltend gemacht werden darf, aber
wo iſt die Möglichkeit, ſie zu zwingen, von dieſem, ihnen
aus dem B. G. B. zuſtehenden Rechte Abſtand zu nehmen
Will man, wie die Regierung ausführte, den Fürſorge
werbänder, die ſich den Verpflichtungen nicht unterwerfen,
kein Geld geben, ſo ſind natürlich die Kleinrentner die
Leidtragenden dabei. Die Volkspartei ließ erklären, daß
ſie ſich bis zur Regelung des Finangausgleichs mit den
Vorſchlägen zufrieden gäbe! Das Heißt de facto, für
immer, denn um der Kleinrentner willen ſtößt ſie ſicher
keinen Finanzausgleich um.

Hoſt Ou Deine Parletſed

Dann denke daran, daß die Beiträge pünkt
lich abzuführen ſind. Die Stärke der Organi
ſation hängt von der finanziellen Leiſtungs
fähigkeit ab.

S

(Ebenfalls auf das Vierfache), in der Elektro
(auf das Achtfache) und in der chemiſche Jn

Der Bau einer Rieſen-Schleuſe für den Mittelland-Kanal
in Anderten bei Hannover

Jahre ſeiner Vollendung entgegen.
von 18 m. Die ſchleuſen

G

Richthofen im Rechtsausſchuß des Reichstages
Der demokratiſche Abgeordnete Freiherr von Richtho

ffen führte im Rechtsausſchuß des Reichstages aus, daß nach
ſeiner Anſicht eine totale Neugeſtaltung des Aufwertungs
wechtes aus allgemeinen und wirtſchaftlichen Gründen eine
Anmöglichkeit ſei. Das müßten auch dießenigen, die wie
die Demokratiſche Partei ſeinerzeit dem Auſwertungsgeſetz
micht zugeſtimmt hätten, anerkennen Es ſei eine grund-
ſätzliche Frage geweſen, ob man überhaupt noch einmall die
Materie durch einen neuen Geſetzentwurf hätte aufrollen
wolllen. Dieſe Frage ſei jetzt von der Reichsregierung
durch Einbringung des Geſetzentwürſes dahin entſchieden,
daß man die Abſicht habe, die größten Angerechtigkeiten,
die das Aufwertungsgeſetz mit ſich gebracht habe, zu beſei
tigen

Wenn dem aber ſo ſet, dann wäre das, was der Re
gierungsentwurf biete, doch außerordentlich dürftig. Es
ſei zu prüfen, ob nicht noch in einigen anderen Punkten
ine Reviſton der gegenwärtigen Geſetzgebung erforderlich
ſei. Gegen die Beſtimmungen des Geſetzentwurfes ſei an
ſich wohl nichts einzuwenden, nur beſtänden erhebliche Be
denken gegen die allgemeine Vollmacht, die durch den
Schlußparagraphen des Geſetzes der Reichsregierung für
eine weitere Abänderung des Aufwertungsrechtes in all
zu umfaſſender Weiſe das Recht gegeben habe. Er, der
Redner, ſei der Meinung, daß jetzt alles geſchehen müſſe,
um mit dem neuen Geſetz die ſchwerſten Fehler des Auf
wertungsgeſetzes zu beſeitigen, daß damit aber die Ange
legenheit einer endgültigen Regelung entgegengeführt
werden müſſe und nicht die Abänderungsmöglichkeit des
Geſetzes durch eine der Regierung ausgeſtellte General
woll macht werewigt werde. Ein ſolcher Zuſtand ſeit im Jn
tereſſſe der allgemeinen Volkswirtſchaft nicht erträglich.
Der Ausſchuß habe im Laufe der Debatte zu prüfen, ob
man nicht über den Geſetzentwurf hinaus die einſeitige
Härteklauſel, die ſo unzählige Prozeſſe zur Folge gehabt
habe, und noch habe, ganz Bbeſeitigen ſoll. Das ſei von
vornherein der Standpunkt der Demokraten geweſen und
es habe ſich gezeigt, daß die 25prozentige Aufwertung auch
ohne die Härtellauſel tragbar ſei und ſich die Demokraten
daher mit ihrer urſprünglichen Stellungnahme auf dem
vichtigen Wege befunden haben.

Es ſei dann weiterhin unbedingt auch noch die Frage
des Reſtkaufgeldes einer anderen und gerechteren Löſung
entgegenzuführen, als dies im Aufwertungsgeſetz geſche
hen ſei, und es ſei weiterhin die Frage zu prüfen, inwie
weit den durch die Jnflationsverkäufe Geſchädigten durch
Verleihung gewiſſer Rechtsanſprüche geholſen werden kön
ne. Auf weitere Einzelfragen einzugehen, behielt ſich den
Redner für die Spezialdebatte vor.

Freiherr von Richthoſen kam dann darauf zu ſprechen.
daß unbedingt dafür geſorgt werden müſſe, daß eine ein
heitliche Regelung der Aufwertung der Sparkaſſen im gan
zen Reiche erfolge. Die Verordnungen der einzelnen Län
der hätten ſo verſchiedenartige Zuſtände geſchaffen, daß es
Aufgabe des Reiches ſei, für eine einheitliche Handhabung
und Auslegung des Geſetzes zu ſorgen. Für die Werk
ſpar und Penſtonskaſſen müſſe ein Mindeſtſatz der Auf
wertung feſtgeſetzt und dieſer eventuell durch ſtaatliche Zu
ſchüſſe garantiert werden. Bezüglich der Rentnerverſor
gung begrüßte der Redner die Abſicht der Reichsregierung,
weitere Mittel zur Verfügung zu ſtellen. Er betonte aber,
daß ſeine Partei den Wunſch habe, den notleidenden Klein
rentnern einen Rechtsanſpruch auf ihre Bezüge zuzuſichern,
der ſie von dem Odium der Almoſenempfänger befreite.
Weiterhin verlangte Freiherr von Richthofen eine Anwei
ſung an die Treuhänder der aufwertungspflichtigen Ver
ſicherungsgeſellſchaften, daß ſie zu einem baldigen Termin,
als welchen er den 1. Juli ds. Js. begeichnete, gehalten
werden ſollten, eine Mindeſtquote bekannt zu geben, und
jedem aufwertungsberechtigten Verſicherten eine Beſcher
mniguüng über den in ſeiner Höhe zu errechnenden Rechtsan
ſpruch auf Verlangen auszuhändigen. Die aufwertungs
berechtigten Verſicherten hätten ein Recht darauf, nunmehr
auch etwas Tatſächliches in die Hand zu bekommen, um

Der Bau dieſer Rieſenſchleuſe koſtet über dreißig Millionen Mark.

Demokraten und Aufwertung.

Das Werk ſieht in dieſem
Die Schleuſe hat eine Länge von 250 mm und eine Tiefe

den Schiffe werden 15 m
e

gehoben
mee

dieſen Kapitalanſpruch entweder zu verkaufen oder zu ver
leihen oder bei Abſchluß von neuen Verſicherungen ent

ſprechend zu verwerten.
Freiherr von Richthofen ging dann noch auf den An

trag der Demokratiſchen Partei bezüglich einer UAmgeſtal
tung der Anleiheablöſungsſchuld ein. Er verwies auf die
Datſache, daß der gegenwärtige Reichsfinanzminiſter ſich
ſehr geneigt gezeigt habe, auch daſür zu ſorgen, daß die
ungezählten Volksmaſſſen, die in ſchwerſter Zeit dem Va
terland ihr Geld zur Verfügung geſtellt hätten nunmehr
wenigſtens ihre 12prozentige Aufwertung bekommen

ſtellt ſeiten als die Gläubiger irgendeiner kleinen ſtädti
ſchen oder ländlichen Sparkaſſe. Es müßte ein Weg ge
funden werden, durch den das Ablöſungspapier ſo umge
wändelt wird, daß es an der Börſe einen Kurs erreicht
der einer 12prozentigen Auſwertung des Altbeſitzes ent
ſpricht. Er, der Redner, vermöge ch nicht zu denken, daß

Die Regierungsparteien und namentli Die Deutſch
alle Volkspartet ſich einem ſolchen Beſtreben auf die
Dauer ablehnend gegenüber verhalten könne.

Zum Schluß wies Freiherr von Richthofen die Angrif
fe des Abgeordneten Dr. Beſt gegen den Reichsminiſter
Dr. Külz zurück. Er führte aus, daß er perſönlich in
einer Volksabſtimmung über das Auſwertungsverlangen
keine ſo großen Bedenken geſehen habe wie die verſchie
denen deutſchen Regierungen. Das könne aber nichts an
der Tatſache ändern, daß Reichsminiſter Külz bei Abwei
ſung des Volksbegehrens über eine höhere Aufwertung der
Reichs und Stagatsanleihen durchaus der Beſtimmung der

Reichsverfaſſung entſprechend werfahren hat.

Aufwertungsſfragen im Reichstag.
Eine Niederlage der Regierung.

Jm Rechtsausſchuß des Reichstags begann die Ein
zelheratung über die Novelle zum Aufwerlungsgeſetz, die
mür dürftige Verbeſſerungen des Geſetzes bringt. Gleich
die erſte Abſtimmung bedeutete eine Niederlage für die
Regierung. Es wurde mit 15 gegen 13 Stimmen ein
dem o kratiſcher Antrag von Richthofen, Brodauf
angenommen nach welchem die Verzinſung im Falle der
Aufwertung einer gelöſchtenn Hypolhek vom 1. Januar
1926 und nicht erſt, wie in der Vorlage vorgeſehen, vom
I. Juli 1926 beginnen ſoll. Zwei Zentrumsabgeordnete
ſtimmten mit den Demokraten und den andern Oppoſi
tionsparteien für den Antrag, obwohl Reichsjuſtizminiſter
Hergt dringend um die Ablehnung gebeten hatte

v

Die Mittel für die Beſoldungsaufbeſſerung abgelehnt.
Bei der Beratung des Haushalts der allgemeinen Fi

nanzverwaltung ſtand ein Antrag Torgler und Genoſſen
auf Erhöhung des Sonderzuſchlags für die Beamten mit
zur Debatte. Aus geſchäftsordnungsmäßigen Gründen
änderten die Antragſteller den Antrag dahin, bei dem zu
ſtändigen Kapitel des Haushalts der allgemeinen Finanz
verwaltung zur Verbeſſerung der Beamtenbeſoldung 150
Millionen Mark einzuſtellen Obwohl, worauf auch von
demokratiſcher Seite bereits bei den Verhandlungen hin
gewieſen worden iſt, die erforderlichen Mittel durch Ein
ſparung bei den Ueberweiſungen an die Länder vorhanden
ſind, würde der Antrag von den Regierungsparteien gegen
die Stimmen der Kommuniſten, Sozialdemokraten und De
mokraten abgelehnt.

D. D.M e an e e S a
Vortragsabend

Freitag, den 8. April, abends 8 Uhr, im
Marktſchlößchen, Abendſtraße 6.
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e ar enenn ar arten
le Demokraten und der Mittellandkanal.
Die Abgeordneten Hum m el, Rönneburg und die
igen Mitglieder der Demokratiſchen Reichstagsfrak
haben den Antrag geſtellt, die Regterungsvorlage in
blick auf die Fortführung des Mittellandkanals wie
herzuſtellen, das heißt alſo, in den Haushaltsplan die

len 10 300 000 Mark wieder einzuſtellen. Die Deino
ſche Reichstagsſraktion hat dieſen Antrag geſtellt,
nach den Maßnahmen der Regierungsparteien mit
em baldigen Auſhören aller Arbeiten am Mittelland

al gerechnet werden muß, da eben die Gelder einſach
t reichen. Allein angeſichts der weit vorgeſchrittenen
heiten am Mittellandkanal iſt es notwendig, hier jetzt
einem Abſchluß zu kommen. Außerdem wirkt die

Nelle Fertigſtellung des Kanals allein im Sinne der

etſchaſtlichkeit. eS

idtrat Schwager f.
Der langjährige demokratiſche Landtagsagbgeordnete

i Schwager, der frühere Alleinbeſitzer der „Zittauer
genzeitunge, iſt im 69. Lebensjahr am Herzſchlag
orben. Schwager hat ſich um die Sache des Liberalis
S in Sachſen große Verdienſte erworben Der Hauptvor
d der Deutſchen Demokratiſchen Partei hat an die
ilerbliebenen ein Beileidstelegramm gerichtet.

Beamten der Reichsbahn.
Bei der Beratung des Haushalts des Neichsver
rsminiſteriums hat die Demokratiſche Reichstagsfrak
m den nachſtehenden Ankrag eingebracht
Der Reichstag wolle beſchließen: die Reichsregierung

erſuchen, mit Nachdruck dahin zu wirken, daß
das Petitionsrecht der Reichsbahnbeamten wirk

i geſtaltet wird;
2. dein Reichsbahnperſonal eine angemeſſene Ver

ung im Verwaltungsrat der Deutſchen Reichsbahn
ellſchaft geſichert wird

3. die Perſonalordnung dem Reichstag zur geſetzlichen
wabſchiedung unterbreitet wird

A. die durch die Perſonslordnung vorgeſehenen Aus
iſſe und Schiedsſtellen geſetzlich feſtgelegt werden
5. die Dienſtpoſtenbewertungs- und Beförderungs

hältniſſe der Reichsbeanmten verbeſſert werden
6. die Höchſtdſtenſtſchichten herabgeſetzt werden
Z. die Reſchsbalhhnbeamten in der Arlaubszeit den

ichsbeamten gleichgeſtelllt werden
8. das Leiſtungszulagenſyſtemt durch eine gerechter

ende Verteilung der zur Verfügung ſtehenden Mittel

t wird
9. eine beſſere Bewertung des Nacht und Sonntags

ſtes eintritt;

amten angewendet werden
5

derung des Wohnungsbaues für Staatsbedienſtete.
Die Fraktionen der ſozialdemokratiſchen Partei, des

ükrums und der Deutſchen Demokratiſchen Partei haben
zenden Urantrag im Preußiſchen Landtag eingebracht:

Das Stagtsminiſterium wird erſucht, im Anleihe
e 10 Millionen RM. bereitzuſtellen, die als ſtaatliche
beitgeberdarlehen für Wohnungsbauten für preußiſche
atsbedienſtete Verwendung finden ſollen

jutz gegen geſellſchaftliche Aechtung.

t demokratiſcher Geſetzentwurf
Wie der „Demokratiſche Zeitungsdienſt“ erfährt,

ad von ſeiten der demokratiſchen Reichstagsfraktion ge
mt, einen Geſetzentwurf einzubringen, durch den der

vor geſellſchaftlicher Aechtung politiſch Anders
ſikender gewährleiſtet werden ſoll.

O

mokratiſche Anträge zum Reichswehretat.
Erſatzfrage. Zehnprozentige Erſparnis.
Die Demokratiſche Reichstagsfraktion hat zur Be

ung des Reichswehretats eitten Antrag eingebracht, der
mit der Frage des Erſatzes befaßt und der folgenden

ſrthaut Hat:
„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung

erſuchen
die Entſcheidung über die Einſtellung der Mann

ſchaften in die Reichswehr und Marine Exrſatzkom
miſſionen zu übertragen, die aus zivilen und mili
täriſchen Mitgliedern zu bilden und an den Sitzen der
Gruſppenkommandos und der Nord und Oſtſeeſtation

einzürichten ſind
die Entſcheidung über die Einſtellung von Offiziers

ſaſpiranten in die Reichswehr und Märine aus
ſchließlich von einer Zentralſtelle des Reichs
wehr miniſteriums treffen zu laſſen.“

v zweiter eingebrachter Antrag lautet folgender
ßen

„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung
erſüchen,

dahin zu wirken, daß im Vollzuge des Haushalts
planes vom Reichswehrminiſterium für 192728 eine
Minderung der Geſamtausgaben um 10 Prozent er
zielt wird.
Dieſer Antrag geht davon aus, daß es, falls im

ichstag keine weiteren Einſparungsanträge angenom
n werden, Aufgabe der Reichsregierung iſt, beim Voll
des angenommenen Etats für Sparſamkeit ſelbſt zu

Dazu ſoll der demokratiſche Antrag helfen, der
beſonderen dem Finanzminiſter die Möglichkeit des

nflüſſes auf das Reichswehrminiſterium geben ſoll.
Schließlich wird die Demokratiſche Reichstagsfraktion
Plenum diejenigen Anträge wieder einbringen, die

die Reichsrichtlinien für die Bewährungsfriſt der
Zur uünkündbaren Anſtellung auch auf die Reichs

Eine 1000 Jahres-Gedenkmünze

e

Anläßlich des 1000fährigen Jubiläums ließ die Stadt Norb hauſen am Hatz die oben abgebildete

Anträge lauten
„Der Reichstag wolle beſchließen, die Reichsregierung

zu erſuchen
I. bei kommenden internationalen Verhandlungen mit

Nachdruck darauf hinzuwirken, daß die Beſtimmungen
des Vertrages von Verſailles (Artikel 173 bis 175)
bald möglichſt eine Abänderung in der Welſe erſfah
wen, daß das Deutſche Reich in die Lage verſetzt wird,
durch Schaffung einer auf dem Milizſyſtem beruhen
den Wehr ſeine Landesverteidigung dem nationalen
Bedürfnis entſprechend zu geſtalten

2. durch internationale Verhandlungen auf eine als
baldige Abänderung der auf Grund des Artikels 168
Abſ. 1 des Vertrages von Verſailles getroffenen Ver
einbarungen hinzuwirken, damit im Jntereſſe des
Reiches und der allgemeinen Wirtſchaft das künſtlich
geſſchaffenſe Monopol einiger weniger Fabriken ſür
Herſtellung von Waffen und Munition ſchnellſtens ein
Ende ſindet. Dadurch muß erreicht werden, daß in
Zukunft dem Reichswehrminſiſterium eine ausrei
chende Auswahl induſtrieller Unternehmungen zur
Verfügung ſteht und ſomit die Möglichkeit entſpre
chender Regulierung der Preiſe gegeben iſt

3. daſür Sorge zu tragen, daß die Preiſe für die Lie
ferungen ſeitens der gegenwärtig zur Herſtellung von
Waffen und Kriegsmaterial zugelaſſenen Fabriken zu
Selbſt koſten guzüglich eines feſtgeſetzten Gewinnzu

ſchlages berechnet werden, daß die Prüfung dieſer
Sellbſtkoſten laufend vom Rechnungshof des Deutſchen
Reiches worzunehmen iſt, und daß die im Haushalt

für die Aimnſtellung der vorbegeichneten Fabriken aus
geworſenen Summen, ſofern ſie einen dauernden
Wertzuwachs der betreffenden Werke darſtellen ledig
lich als Darlehen gegeben werden

r

Der Kampf um das neue Polizeibeamtengeſetz.
Eine Warnung des Miniſters Grzeſinſki.

Von ſeiten der Polizeibeamten wird gegen den Ent
wurf zu einem neuen Polizeibeamtengeſetz, den der Preu
ßiſche Miniſter des Jnnern dem Stagtsrat zugeleitet hat,
Sturm gelaufen. Die Pollizeibeamtenverbände lehnen faſt
durchweg dieſen Entwurf als für ſie unannehmbar ab.
Infolge der entſtandenen Agitation hat jetzt der Preußiſche
Miniſter des Jnnern Grzeſinſki dem Verband Preußiſcher
Polizeibeamten (Schrader-Verband) dem die meiſten
preußiſchen Polizeibeamten angehören ſolgende Ver
fügung zugehen laſſen

„Die Agitation gegen den Entwurf des vom Staats
miniſterium beſchloſſenen, von mir als Reſſortminiſter
werantwortlich gezeichneten Polizeibeamtengeſetz hat For
men angenommen, die ich im Intereſſe des Anſehens der

Polizei und der Diſziplin der Polizei nicht unwiderſprochen
hinnehmen kann.

Jch habe Verſtändnis dafür, daß die Verbände der
Polizeibeamten die Intereſſen der Beamtenſchaft wahr
nehmen und auch mit Nachdruck und Ernſt mir gegenüber
wertreten. Dieſe Vertretung berechtigter Jntereſſen darf
aber nicht dazu führen, daß jede Diſziplin und jedes Ver
traäuensverhältnis zwiſchen der Beamtenſchaft und ihrem
worgeſetzten Miniſter ernſtlich erſchüttert wird. Wenn jetzt
überall zu öffentlichen Kundgebungen gegen das Geſetz
aufgefordert wird, wenn in Verſammlungen meine Kennt
nis des Geſetzes in Abrede geſtellt wird und meine Mit
arbeiter in herabwürdigender Form kritiſiert werden.
wenn den Fraktionen gegenüber hinſichtlich ihrer Haltung
zu dem Geſetz mit der parteipolttiſchen Haltung der Poli
zéibeamtenſchaft bei den künftigen Wahlen gewiſſermaßen
bedroht wird, ſo wird die Polizeibeamtenſchaft dadurch in
einen Erregungszuſtand und gleichzeitig in einen politi
ſchen Kampf hineingebracht, der im Jntereſſe ihres An
ſſehens und ihrer Berufsfreudigkeit unter allen Umſtänden
wermieden werden muß. Sollten Sie nicht Formen für die
Agitation finden die völlig ſachlich ſind und ſollten Sie
nicht die Gewähr übernehmen können, daß dieſe Grund
lage auch von Jhren Rednern eingehalten wird, ſo wird
mich die Rückſicht auf die geſamte Polizeibeamtenſchaft zu
meinem Bedanern dazu zwingen müſſen, die Zuſammen
arbeit mit den betreffenden Perſönlichkeiten und Ver
bänden ſolange einzuſtellen, bis die Gewähr für ein an
deres Verhalten gegeben iſt. Jch würde einen ſolchen
Schritt nur ungern tun, möchte aber keinen Zweifel dar
über laſſen, daß Staatsnotwendigkeiten allen anderen
Rückſichten voranzugehen haben. Jch darf bei Jhnen als
den Vertretern der Polizeibeamtenſchaft Rückſicht hierauf
worausſetzen und würde dankbar ſein, wenn dieſer ernſte
n genügen würde, um alle Weiterungen zu ver
meiden.“

aus Porzellan herſtellen.

Ein ſolcher ernſter Hinweis mit der Androhung des
Abbruchs der Beziehungen gegenüber einem Beamten
werband von der Bedeutung des Verbandes Preußiſcher
Polizeibeamten iſt nicht etwas Alltägliches und es iſt be
ſonders bezeichnend, daß ſich ein ſozialdemokratiſcher Jn
men miniſter dagu veranlaßt ſieht, einen ſolchen Schritt zu
ünternehmen. Es kann und ſoll hier nicht unterſucht
werden, ob ein ſolcher Schritt unbedingt erforderlich war.
Es wäre aber erfreulicher geweſen, wenn man eine ſolche
Maßnahme hätte vermeiden können, und wenn man nicht
den Weg der offiziellen Verfügung gewählt hätte. Da
der Vorſitzende des Verbandes Preußiſcher Poligeibeamten,
Schräder, unſeres Wiſſens der Sozialdemokratiſchen Par
tei angehört, hätten ſich doch vielleicht andere Wege finden
laſſen und wäre es vielleicht möglich geweſen, den Ein
druck zu wermeiden, als wolle man die Meinungsfreihert
der Beamten auch nur irgendwie beſchränken. Selbſtver
ſtändlich will das der Herr Miniſter Grzeſinſki nicht. Wenn
der Miniſter zu der Anſicht gekommen iſt, daß in den
Verſammlungen eine Agitation getrieben wird, die ſich
micht mit der Diſziplin und dem er wünſchten Vertrauens,
werhälknis zum Miniſterium in Einklang bringen läßt,
dann täte er vielleicht auch gut, einmal zu prüfen, inwie
fern die Abgeſandten der ſozialdemokratiſchen Landtags
fraktion zu den Polizeibeamtenverſammlungen eine ſolche
Agitation begünſtigt, ja vielleicht ſogar in die Verſamm
lung hineingetragen haben. Wenn der ſozialdemokrati
ſche Abgeordnete Simon (Neuſalz) erklärt hat, daß der
ſozialdemokratiſche Jnnen miniſter Grzeſinſki nicht für das
Geſetz verantwortlich ſei und wenn er verſucht hat, dieſe
Verantwortung auf Beamte des Preußiſchen Jnnen
miniſteriums abzuwälzen, ſo braucht der Miniſter ſich nicht
Warüber zu wundern, wenn nachher behauptet wird, daß
er micht die erforderliche Kenntnis des Geſetzes bezw. der
Materie habe. Der Miniſter Grzeſinſt würde daher viele
leicht gut daran tun, einmal mit ſeiner eigenen Fraktion
über dieſe Dinge und die Haltung der ſozialdemokratiſchen
Abgeordneten in der Oeffentlichkeit ein ſehr ernſtes Wort
zu ſprechen. Auch die Demokraten haben an dem vorge
legte Geſetzentwurf allerhand auszuſetzen, ſie ſind aber
der Anſicht, daß die vorhandenen Meinungsverſchieden
heiten in durchaus ſachlicher Form ausgetragen werden
müſſen.

Bahnhofswirtſchaften und Bahnhofsverkaufsſtellen.

Der preußiſche Miniſter für Handel und Gewerbe
hat einen neuen Runderlaß über die Richtlinien für die
Behandlung der Bahnhofswirtſchaften und der Bahnhofs
werkaufsſtellen in gewerbepoligetlicher Beziehung heraus
gegeben. Jn dieſem Erlaß ſind die Regierungspräſiden

ſten angewieſen worden, vor Zulaſſung von Ausnahmen
für Bahnhofswirtſchaftenn und Bahnhofsverkaufsſtellen
u. a. die Vertretungen der beteiligten Gewerbetreibenden
(Gaſtwirtsgewerbe, Einzelhandel, Handwerk) zu hören
Es iſt anzünehmen, daß infolge dieſes Erlaſſes viele Be
ſchwerden der genannten Gewerbe über eine allzu ſtarke
Konkurrenz der Bähnhofswirtſchaften und Bahnhofsver
kaufsſtellen behoben werden.

Stärkt die Hemolratte?
Wer dem Baäaterlande nützen will,

für Einigkeit, Recht und Freiheit eintritt,
der reicht zur gemeinſamen Arbeit
allen Gleichgeſinnten die Hand.

Zur Aufnahme meldet ſich

Name
Borname

Straße
Bemerkungen

Ausgefüllt einzuſenden an die

Deutſche Demokratiſche Partei
für den Bezirk Halle,

Halle, Leipziger Straße 21;
für den Bezirk Magdeburg Anhalt,
Magdeburg, Breiter Weg Nr. 139/140
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DenkeBezirk Magdeburg
Veranſtaltungen

der
Deutſchen Demokratiſchen Partei,

Ortsgruppe Magdeburg.

Geſchäftsführender Ausſchuß Montag, 4. April,
abends 728 Uhr in der Geſchäftsſtelle, Breiterweg 139
bis 140.

Stammtiſch: Dienstag, 5. April, abends 8 Uhr
Hotel „Weißer Bär“, Weinſaßſtraße 6. Erwünſcht iſt ſtar
ke Beteiligung.

Beamtentagung. Sonnabend, den 2. April, abends
7 Ahr Freundſchaft, kleiner Saal, Prälatenſtraße 32. Red
ner: Abg. Dr. Bohner und Abg. Schuld t. Alle
Reichs, Staats, Kommunalbeamten und Lehrer ſind zu
dieſer Tagung freundlichſt eingeladen.

s

Bezirksparteitag. Sonntag, den 3. April, vormittags
9 Ahr Freundſchaft (Prälatenſtraße 32). Bericht des Vor
ſtandes, Finanzbericht, Wahlen. Nur Mitglieder haben
Zutritt.

9

Oeffentliche Kundgebung. Sonntag, den 3. April,
vormittags 11 Uhr in der Freundſchaft (Großer Saal),
Prälatenſtr.; Redner: Prof. Dr. Humm el M. d. R. und
Dr. Bohner M. d. L. Jedermann willkommen. Die
Mitglieder der D. D. P. werden um ſtarke Beteiligung
gebeten

J 2

Stadtteilsgruppe Neue Neuſtadt. Freitag, den 8.
April, abends 8 Uhr im Marktſchlößchen (Abendſtr. 6)
Vortrag von Herrn Redakteur Diefenthal: „Wo
ſtehen wir?“ Eingeführte Gäſte haben Zutritt.

Der Mitgliederbeitrag für das zweite Vierteljahr
1927 für die Ortsgruppe Magdeburg iſt fällig und be
trägt für Herren mindeſtens K. 2 und für Damen
A. Wirtſchaſtlich Schwache ſetzen die Höhe des Vei
trages ſelbſt feſt. Der Vorſtand erwartet, daß die
leiſtungsfähigen Mitglieder ſich zu höheren
Beiträgen freiwillig verpflichten. Die Beiträge werden
in der Regel durch unſeren Kaſſenboten eingezogen, jedoch
ſteht es unſeren Mitgliedern frei, die Zahlung der Bei
träge direkt in unſerem Büro vorzunehmen. Wir be
merken nochmals ausdrücklich, daß in dem Mitglieder
beitrag die Bezugsgebühren für die „Mitteldeutſche
Rundſchau“ nicht enthalten ſind. Dieſe Gebühren wer
den gegen Quittung gleichzeitig mit dem Parteibeitrag
erhoben.Einzelmitglieder und Vertrauensmänner, die keiner

Ortsgruppe bezw. keinem Kreisverein angehören, zahlen
ihre Beiträge direkt an die Wahlkreisgeſchäftsſtelle
Mindeſtbeitrag vierteljährlich 1 A. Um möglichſt baldige
Abführung des Betrages wird freundlichſt gebeten.

Halberſtadt. Außen politiſche Woche für Hal
berſtadt und Vorharz (Staatsbürgerlicher Lehrgang) Feſt
ſaal der deutſchen Oberſchule, Bismarckplatz.

Einzeldarſtellungen der welt
politiſchen Probleme.

Montag, 4. April, 8 Uhr abends: Geheimrat Cleinow,
Berlin: Sowjetrußland. „Die Methoden der ruſſi
ſchen Außenpolitik.“

Mittwoch, 6. April, 8 Uhr abends: Dr. Wilhelm, Prof.
der Sinologie an der Univerſität Frankfurt a. Main:
Oſtaſien. „Die gegenwärtige pollitiſche und ſoziale
Entwicklung in China.

Welt wirtſchaftliche Schlußbetrachtung.
Freitag, 8. April, 8 Uhr abends: Rudolf Wiſſell, Reichs

wirtſchaftsminiſter a. D., Berlin: Die welt wirtſchaft
liche Verflechtung.

Reichszentrabe für Heimatdienſt.
Landesabteilung Mitteldeutſchland

e

Weolmirſtedt. Oefffentliche Verſammlung. Die Deutſche
Demokraliſche Partei veranſtaltete eine öffentliche Ver
ſammlung, in der Landtagsabgeordneter Hourtz über
„Die Sorgen des gewerblichen Mittelſtandes“ ſprach. Ein
leitend wies Redner auf die Kriegslaſten und die Finanz-
politik des Reiches hin; letztere behaſtet ungemein ſchwer
die Kreiſe des gewerblichen und kaufmänniſchen Mittel
ſtandes. Jn den geſetzgebenden Körperſchaften muß es
Aufgabe der Volksvertreter ſein, nicht die Ausgaben zu
ſteigern, ſondern die Steuerſätze herunterzudrücken durch
eine ſparſame und vernünftige Wirtſchaftspolitik. Man
könnte nicht behaupten, daß die Vertreter des Mittelſtan
des in den verſchiedenen Parteien ſich nach dieſer Richtung
hin erfolgreich durchgeſetzt haben. Es ſei nicht ſeine Auf
gabe, die Sünden der einzelnen Parteien hier aufzuzählen.
Notwendig ſei, daß ſich der Mittelſtand nicht in einer be
ſonderen Partei politiſch betätige, ſondern werſuchen müſſe,
ſich bei den großen politiſchen Parteien durchzuſetzen. Dem
Mittelſtand ſei zu es raten, ſich in wirtſchaftlichen Organi-
ſationen oder in Fach und Berufsverbänden zu organi
ſieren. Dieſe Organiſationen müßten natürlich vollſtändig
neutral ſein. Die Deutſche Demokratiſche Partei hat in
Reich und Staat bewieſen, daß ſie Gegnerin jeder Klaſſen
politik ſet, ebenſo Gegnerin jeder Sozialliſterung, auch der
„kalten“ Sozigliſierung. Wenn ſich der Mittelſtand einig
ſſei, genau ſo wie der Landbund oder die großen Organiſa
tionen der Arbeitnehmer, ſtände es zweifellos beſſer mit
ihm. Seine Schwächen liegen in ſeiner Zerſplitterung. Hier
müßte zuerſt der Hebel angeſetzt werden. Es ſei durchaus
möglich, daß der Mittelſtand in den großen politiſchen
Parteien eine führende Rolle ſpielen könnte, wenn er aus
ſeiner Reſerve heraustrete und praktiſch mitarbeiten

würde. Die Deutſche Demokratiſche Partei ſieht es als
ihre Hauptaufgabe an, dem Mäüttelſtand zu helfen, wo ſie
ihm helfen kann. Jn den letzten Jahren ſei es hauptſächlich
der demokratiſche Reichsfinanzminiſter Dr. Reinhold ge
weſen, der eine ſehr beachtenswerte Steuerſenkung vorge
nommen habe, er hat beiſpielsweiſe die Umſatzſteuer auf
2 Prozent herabgeſetzt. Ebenſo hat Dr. Reinhold ganz

enorme Erleichterungen bei den Steruernachzahlungen für

Bezirksperhand Magdeburg Anhalt

Vergeſſen Sie nicht, daß am

April

Sonnabend

in Magdeburg in der „Freundſchaft“, abends 7 Uhr eine

Beamtentagung
ſtattfindet. Es ſprechen

Abgeordneter Schuldt
Abgeordneter Hr. Bohner

Eingeführte Gäſte haben Zutritt.

derer Angerechtigkeit,

das Jahr 1925 und 1926 eintreten laſſen. Man könnte
ſchon helfen, wenn man wollte. Deshalb ſei es Aufgabe
des Mittelſtandes, auch in der Politik zum Nutzen des
eigenen Standes mitzuarbeiten. Die Ausführungen fanden
ſehr guten Beifall. An der lebhaften Ausſprache beteilig
ten ſich 2 Magiſtratsmitglieder, die als Sprecher der So
gial demokratiſchen Partei bezw. des Reichsſchutzverbandes
für Handwerk und Gewerbe ihre wolle Zuſtimmung zu
dem Reſferat des Abg. Hourtz gaben

Bezirk Halle.
Halle. Zum Bau des Mittellandkanagls.

Dem ſtarken Jntereſſe, das man in Mitteldeutſchland dem
Bau des Mittellandkanals entgegenbringt, hat die
Demokra tiſcher Reichstagsfraktion Rech-
mung getragen und zur Bereitſtellung der Mittel, die von
den Rechtsparteien abgelehnt waren, einen entſprechenden
Antrag eingebracht. Wie die Dinge lagen, war durch
den Antrag der Regierungsparteien im Haushaltausſchutß
des Reichstages die Regierungsvorlage, die für die Fort
führung des Mittellandkanals 40 300 000 A vorſahh, um
20 Millionen Mark gekürzt worden. Darauf hat die
Demokra tiſche Reichstagsfraktion ange
ſichts der weit vorgeſchrittenen Arbeiten an dem Mittel
landkanal und um die ſchnelle Herſtellung, die allein eine
Wirtſchafthichkeit des Kanals ergibt, zu ermögllichen, den
Antrag eingebracht, die Regierungsvorlage wiederherzu
ſtellen, alſo in den Haushaltsplan die vollen 40 300 000
Mark wieder einzuſtellen. Die demokratiſchen Vertreter
in den Stadtverwaltungen und ſtädtiſchen Parlamenten
werden gut tun, auf die Stellung der Demokratiſchen
Fraktion beſonders aufmerkſam zu machen.

Jung demokraten Halle. Jn der gut beſuchte Zu
ſammenkunft vom 23. März ſprach unſer Freund, Herr
Dr. jur. Werner Elkan, über Selbſterlebtes während
der Rheinlandbeſetzung. Jn intereſſanten Ausführungen
wurden wir mit vielen Begebenheiten, ernſten Dingen
und auch Kurtioſitäten dieſer ſchweren Zeit behannt ge
macht. Der Vortragende verſtand es, ſeine erſchöpfenden
Ausführungen in feſſelnder und anregender Weiſe darzu
bringen, ſodaß der Abend für alle Beſucher wertvoll war.
Reicher Beifall dankte dem Referenten für ſeinen Vor
trag, dem ſich noch eine kurze Ausſprache anſchloß. Nach
eingehender Ausſprache übernahm die bisherige 2. Vor
ſitzende, Frl. Elfriede Minne r, die Leitung der Hallen-
ſer Gruppe. Durch freundliche Spenden Hallenſer Partei
freunde, die der jung demokratiſchen Bewegung Sympa
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thie entgegenbringen, iſt es möglich, 5 Unſerer Freu
zum Reichsjugendtag in Heidelberg Oſtern 1927 zu
ſenden Wir danken auch an dieſer Stelle allen Gönn
für die Liebenswürdigkeit. Der unterzeichnete bisher
erſte Vorſitzende dankt bei dieſer Gelegenheit perſön
nochmals allen denjenigen Parteifreunden, die ihn du
Rat und Tat bei der Führung der Jungdemokraten g.
recht und wohlwollend unterſtützten A. Klemi

Weißenfels. Jn einer öffentlichen Verſammli
ſprach Mittwoch abend in „Herrmannsgarten“ Landtag
abgeordneter Hourtz über „Mittelſtands- und Steu
fragen Jnfolge des verlorenen Krieges ſei die Sten u
ſchräube gewaltig angezogen worden. Um leben zu n t
nen, brauche ſowohl der Staat wie auch das Reich n

gefordert werden. Der Redner beſchäftigte ſich eingehe
awit der Gewerbeſteuer, an deren Novelle er ſelbſt m
gearbeitet hat. Dieſe Steuer trage den Stempel beſt u

weil ſie eine Sonderſteuer d
ſtelle, welche nur von einem Teil der Bevölkerung, d
Gewerbetreibenden, aufgebracht werden müſſe. We
im Jahre 1927 eine Senkung dieſer Steuer eintritt,
ſw W a e Eintreten der Demokrag

en Partei zurückzuführen. Er ging nunmehr überHausgzinsſteuer und Wohnungswirtſchaft. Freiheit Hie eder
dem Wohnungsmarkte müſſe angeſtrebt werden di und Loche
Freiheit dürfe aber nicht ſo verſtanden werden, wie Der 9
niſter Hirtſiefer ſie in ſeiner Verordnung vorſteht, w.
dieſelbe einen Teil der Bevölkerung ſchutzlos mache
ſei zu hoffen, daß die zum 1. April zu erwartend. Und alle
Schutzmaßnahmen) die ſchwerſten Härte beſeitige den die Don
Nachdem Abg. Hourtz die Stellung der anderen V ten an
teien noch beleuchtet hatte, ſchloß er unter lebhaftem t wieder
fall ſeine anregenden Ausführungen. Jn der ſich à gebrauch
ſchliehenden Ausſprache, in welcher die Herren Meye
Tauſcher und Schneider das Wort ergriffen, wurden d e

Steuern; doch müſſe eine gerechte Verteilung der

ſich ergebenden Härten der Steuergeſetzgebung durch de enahſchiedene Beiſpiele grell beleuchtet und dem Redn u
Wünſche mit auf den Weg gegeben. Der Verſammlun ſhſſe nicht
lleiter, Kaufmann Wagner, dankte dem Redner für ſei In verhängn
wortrefflichen und ſachlichen Ausführungen und betont Sdaß in der jetzigen Zeit alle feiheitith und liberal e
Staatsbürger zuſammenſtehen müſſen, einen gerechte ntrums be
Ausgleich zu ſchaffen ſowie auch zur Verteidigung ihr m Aus
geiſtigen Güter, die in Kulturfragen am beſten durch d Wer
Deutſche Demokratiſche Partei gewahrt würden. Es wa d e d
wünſchenswert geweſen, daß alle Eingeladenen die a
lichen Ausführungen dieſes anerkannten Vertreters d d
en n e mit angehört hätten, da de d e
ſelbe nicht nur wiel Neues, ſondern auch Aufhläde ſondern auch Aufklärung e

D. D. P. Ortsgruppe Weißenfels. Mon. de a Ven4. April, abends 8 Uhr Monatsverſammlung n es e
ſiſchen Hof. Zahlreiches Erſcheinen erwünſcht.

Der VorſtandBitterfeld. Die hieſige Ortsgruppe der D. D.
hielt am. 23. März ihre Monatsverſammlung ab. De
Kreisvorſitzende gab einen ausführlichen Bericht über de
am 19. und 20. März abgehaltenen 6. ordentlichen Wah
kreisparteitag in Halle. Sodann wurde zu den ver Ahlergeub
ſchiedenen Punkten der Tagesordnung der Frühjahr Wahrhe
tagung des Kreistages Stellung genommen und beſon
ders die Punkte über Zuſchüttung der Gruben nach erſoll Fei i
ter Auskohlung, über den Bau eines neuen öffentliche nan
Kramkenhauſes und der Haupthaushaltsplan des Kreiſe r m
in einer lebhaften Ausſprache erörtert. Zum Schluß ge en hat
langten noch verſchiedene ſtädtiſche Fragen zur Be n r

ſprechung F. amne aberEilenburg. In einer von der Ortsgruppe der D. n e
einberufenen Verſammlung ſprach am Sonnabend aben r mit m
Herr Pfarrer Moering aus Breslau über Kultur Weber
fragen Bericht über die Verſammlung folgt. rin a

Torgau. Herr Landtagsabgeordneter Wickel ha
unſeren Parteifreunden in Torgau zu einer Verſamm
lung zugeſagt. Wir begrüßen die Abſicht der Torgau
Freunde Aufklärungsarbeit zu leiſten und wünſchen gu

ten Erfolg. (Schriftl.) beEisleben Jungdemokraten. An einem Werbeabenſ e
der Jungdemokraten am vergangenen Freitag ſprach Frl n
Dornblüthe Halle über das Thema „Warum bin die h
Jungdemokrat?“ Die Rednerin ging aus von dem hen
ſammenbruch des alten Syſtems und daß das deutſ kkaten g
Volk ſtolz ſein kann, daß es ohne die Fürſten zu ſeine un
jetzigen Stellung emporgeſtiegen iſt. Demokratie heißt da
Führerausleſe, alſo Herrſchaft der Beſten im Volke 31 hat
dem Wahlalter der Jugend folgendes Wir müſſen un ülemit aller Kraft. für die Beibehaltung der 20. Jahres de Ein
grenze zur Wahlberechtigung einſetzen. Mit 16 bis o und
Jahren müſſen die jungen Menſchen oft ſchon die Familien n i
miternähren und werden von ihren Kollegen guch voll un
ſtändig über die politiſchen Fragen unterrichtet. Auch fin We a.
dem Kriegsdienſt war die Jugend mit 18 Jahren reif d
genug. Warum ſoll man ihr dann nicht mit 20 Jahren
das Stimmrecht geben? Zu den Farben der Republit
widerlegte die Rednerin den Vorwurf der Rechten t telbar
ſſchwarzrotgold ſei traditionslos, mit dem Beweis, da n liche
ſchon 1312 die Reichsſturmfahne die Farben ſchwarz rot a iſh J
gold zeigte. Auch hat ſchwarßrotgold nicht die a n Uber

ſhüſſiger B

n daß ſ

wenden We

e gir
äürück. Die

weißrote Fahne verdrängt, ſondern ſie trat anſtelle der ne
roten Fahne, die in den Märztagen gehißt worden war ß
Schwarzrotgold iſt auch die Fahne des Friedens. Jeder
Menſch müßte einen neuen Krieg ablehnen. Die Gift
gaſe ſind die ſchrechlichſten Kampfesmittel der Neuzel
Die Rednerin forderte zum Schluß die demokratiſche e
gend auf, für die deutſche Republik und ihre Farben
ſchwarzrotgold jederzeit einzutreten und ſie mit alle
Kraft zu ſchützen Weiter ſprach als Vertreter der alte
Partei Herr Winckller und forderte die Jugend recht le tdringend auf, ſich mit Geiſt und Weſen der deutſchen vie für
Republik zu beſchäftigen und dadurch die Liebe zu ihr an
groß zu ziehen. Reicher Beifall lohnte den Rednern; und Art
auch der geſellige Teil kam nun zu ſeinem Recht

a
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